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Tagesordnungspunkt 1 

Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von 
Preisbremsen für leitungsgebundenes Erdgas und 
Wärme und zur Änderung weiterer Vorschriften 

BT-Drucksache 20/4683 

Der Vorsitzende: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
herzlich willkommen zu der heutigen öffentlichen 
Anhörung im Ausschuss für Klimaschutz und 
Energie. Gegenstand der Anhörung ist der Gesetz-
entwurf der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP „Entwurf eines Gesetzes 
zur Einführung von Preisbremsen für leitungsge-
bundenes Erdgas und Wärme und zur Änderung 
weiterer Vorschriften“, Bundestagsdrucksache 
20/4683. Wir werden uns also heute damit be-
schäftigen, wie wir für Bürger und Unternehmen 
die Gaspreise einigermaßen erträglich halten kön-
nen und den dazu vorher gemachten Vorschlägen. 
Ich begrüße im Einzelnen: Die Damen und Herren 
Sachverständigen. Ich werde Sie jetzt auch ein-
zeln aufrufen, damit wir für Sie, aber auch für un-
sere Zuhörer und für alle, die uns sonst in irgend-
einer Weise folgen, wissen, wer da ist. Als erstes 
begrüße ich Kerstin Andreae. Sie ist Vorsitzende 
der Hauptgeschäftsführung des Bundesverbandes 
der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (BDEW), 
herzlich willkommen. Dann Prof. Dr. Sebastian 
Dullien, der ist uns zugeschaltet. Können Sie uns 
hören, Herr Dullien? Herr Dullien ist wissen-
schaftlicher Direktor des Instituts für Makro- 
ökonomie und Konjunkturforschung IMK in der 
Hans-Böckler-Stiftung. Weiter ist unter uns Herr 
Ingbert Liebing, Hauptgeschäftsführer Verband 
Kommunaler Unternehmen e.V. (VKU); ich habe 
ihn auch schon gesehen, recht herzlich willkom-
men. Dann haben wir Prof. Dr. Andreas Löschel 
von der Ruhr-Universität Bochum, auch recht 
herzlich willkommen. Dann ist auch anwesend 
Frederick Moch, Abteilungsleiter für Struktur-, In-
dustrie- und Dienstleistungspolitik im Bundesvor-
stand des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DBG), 
recht herzlich willkommen. Wir haben Ramona 
Pop, Vorständin Verbraucherzentrale Bundesver-
band e.V. (vzbv), auch Sie sind anwesend, recht 

herzlich willkommen. Dr. Carsten Rolle, Abtei-
lungsleiter Energie- und Klimapolitik vom Bun-
desverband der Deutschen Industrie e.V. (BDI), 
recht herzlich willkommen. Nadine Schartz vom 
Deutschen Landkreistag, Bundesvereinigung der 
Kommunalen Spitzenverbände, recht herzlich 
willkommen. Prof. Dr. Fritz Söllner TU Ilmenau, 
genau. Dann Dr. Constantin Terton, Zentralver-
band des Deutschen Handwerks e.V. (ZDH), recht 
herzlich willkommen, schön, dass Sie da sind. 
Dann Prof. Dr. Hennig Vöpel, Vorstand Centrum 
für Europäische Politik (cep), Herr Vöpel ist uns 
zugeschaltet. Herr Vöpel können Sie uns auch 
hören? Super, das funktioniert also auch. 
Prof. Dr. Dr. Isabella M. Weber, Department of 
Economics University of Massachusetts Amherst, 
Sie sind auch online, wunderbar. Sie sitzen jetzt 
in Massachusetts, tatsächlich. Respekt, alles klar. 
Haben wir heute eine internationale Anhörung, 
sozusagen. Deswegen haben wir die Anhörung für 
den Nachmittag angesetzt, sonst hätten Sie mit der 
Zeitverschiebung vielleicht Probleme gehabt. Ich 
begrüße des Weiteren die Kolleginnen und Kolle-
gen des Ausschusses für Klimaschutz und Energie 
sowie der mitberatenden Ausschüsse. Vielleicht 
noch eine Vorbemerkung: Wir haben ja heute eine 
Situation, dass von den Abgeordneten nicht allzu 
viele hier physisch anwesend sind. Das liegt aber 
nicht daran, dass die Abgeordneten keine Lust 
hätten, an dieser Anhörung teilzunehmen, son-
dern es ist eine sitzungsfreie Woche. Wir machen 
die Anhörung deshalb in einer sitzungsfreien Wo-
che, weil es terminlich einfach nicht mehr anders 
ging. Wir machen Gesetze zurzeit im Eiltempo, 
eines nach dem anderen. Und wir müssen dazu 
auch auf die sitzungsfreie Woche ausweichen. Das 
heißt aber nicht, dass die Abgeordneten die Anhö-
rung nicht verfolgen. Viele sind uns zugeschaltet. 
Und Sie werden es gleich merken. Aber es ist 
wichtig, diese Bemerkung für die Zuschauer zu 
machen, die uns auch am Fernsehschirm verfol-
gen. Das ist also nicht eine Respektlosigkeit gegen-
über unseren Sachverständigen, das ist einfach 
der Tatsache geschuldet, dass sitzungsfreie Woche 
ist, wo die Abgeordneten in der Regel nicht in 
Berlin weilen. Für die Bundesregierung begrüße 
ich den Parlamentarischen Staatssekretär Stefan 
Wenzel, der uns zugeschaltet ist, sowie weitere 
Fachbeamtinnen und -beamte des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Klimaschutz. Herr 
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Wenzel, können Sie uns hören Des Weiteren be-
grüße ich die Vertreterinnen und Vertreter der 
Länder, die Vertreterinnen und Vertreter der Me-
dien, sowie nicht zuletzt die Gäste, die der Anhö-
rung hier im Saal und live über das Internet oder 
im Parlamentsfernsehen folgen. Ich habe dort 
oben schon Vertreter des Handwerks, des Bäcker-
handwerks gesehen. Recht herzlich willkommen 
bei uns! Die Veranstaltung wird live übertragen 
im Parlamentsfernsehen, sodass wir auch eine 
Reihe von interessierten Zuhörern haben, die die-
ser Veranstaltung folgen. Bevor wir zur eigentli-
chen Anhörung kommen, müssen wir unter den 
Abgeordneten noch etwas Formales klären. Der zu 
beratende Gesetzentwurf sieht in seinem Artikel 2 
eine Änderung des Krankenhausfinanzierungs- 
gesetzes vor. Dazu würde der mitberatende Ge-
sundheitsausschuss gerne eine eigene Anhörung 
durchführen. Dafür benötigt der Gesundheitsaus-
schuss nach Paragraph 70 Absatz 3 GOBT das Ein-
vernehmen des federführenden Ausschusses. Das 
sind wir. Ist jemand dagegen, dem Gesundheits-
ausschuss diese Anhörung zu ermöglichen? Das 
ist jetzt eine Frage an die Abgeordneten, auch an 
die, die uns zugeschaltet sind. Ich sehe nicht, dass 
jemand Einwände hat. Die hier anwesenden Abge-
ordneten stimmen zu, ich habe auch am Bild-
schirm keine gegenteilige Meinung registriert. 
Dann stelle ich fest, dass der Ausschuss für Kli-
maschutz und Energie sein Einvernehmen gemäß 
Paragraph 70 Absatz 3 GOBT erklärt, dass der 
Ausschuss für Gesundheit eine öffentliche Anhö-
rung zu dem Gesetzentwurf auf Bundestagsdruck-
sache 20/4683 durchführt soweit es den Härtefall-
Fonds in Artikel 2 zur Änderung des Kranken-
hausfinanzierungsgesetzes betrifft. Das hätten wir 
auch geklärt. Dann kommen wir zum Ablauf der 
heutigen Anhörung. Folgende Fragen zum Ablauf 
sind zu klären: Zunächst erhalten die Sachver-
ständigen die Gelegenheit für ihr Eingangsstate-
ment von jeweils drei Minuten. Anschließend fol-
gen Fragerunden. Um dies in der uns zur Verfü-
gung stehenden Zeit von insgesamt zwei Stunden 
durchführen zu können, sind wir darauf angewie-
sen, dass sich sowohl die fragenden Abgeordneten 
als auch die Sachverständigen möglichst kurz fas-
sen. Die Fraktionen sind daher übereingekommen, 
dass pro Wortmeldung eine maximale Zeit für 
Frage und Antwort von insgesamt vier Minuten in 
der ersten Runde und drei Minuten in den folgen-
den Runden unbedingt eingehalten werden muss. 

Es gilt also der Grundsatz: Je kürzer die Frage, 
umso mehr Zeit steht für die Antwort zur Verfü-
gung. Meine weitere Bitte an die fragestellenden 
Kolleginnen und Kollegen: Bitte nennen Sie stets 
zu Beginn Ihrer Frage den Namen der oder des 
Sachverständigen, an die oder den sich die Frage 
richtet. Die schriftlichen Stellungnahmen der 
Sachverständigen sind als Ausschussdrucksachen 
verteilt worden und stehen online allen Interes-
sierten zur Verfügung. Über die Anhörung wird 
ein Wortprotokoll erstellt. Zur Erleichterung der-
jenigen, die das Protokoll erstellen, werden die 
Sachverständigen vor jeder Abgabe einer Stellung-
nahme vom Vorsitz namentlich aufgerufen. Zu-
nächst gebe ich den Sachverständigen das Wort 
für eine Einführung von jeweils drei Minuten. 

Der Vorsitzende: Als erstes Frau Andreae, bitte. 

SV Kerstin Andreae (BDEW): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender, sehr geehrte Abgeordnete, liebe 
Kolleginnen und Kollegen für die Möglichkeit, 
dass wir hier Stellung zur Preisbremse Gas und 
Wärme beziehen können. Als Vorbemerkung 
möchte ich darlegen, dass wir von der Energie-
branche uns unserer Verantwortung bewusst sind. 
Und dass wir uns in dieser Krise auch solidarisch 
zeigen wollen und wissen, dass wir hier einen 
Beitrag leisten müssen. Ich will Ihnen aber auch 
sagen, dass wir ja in folgenden Größenordnungen 
sprechen, was die Preisbremsen angeht. Wir ha-
ben 40 Millionen Stromkunden und 12 Millionen 
Gaskunden. Das sind also Verträge, Vertragsneh-
mer, dazu 1,5 Millionen in der Fernwärme. Und 
das heißt, dass wir es hier mit einem Massenmarkt 
zu tun haben. Das bedeutet im Klartext: Alles, was 
bei diesen Preisbremsen an Umsetzungen jetzt 
schon im Gesetzentwurf steht, oder was womög-
lich noch gedacht ist, um zum Beispiel mehr Ge-
rechtigkeitsaspekte, mehr Sparanreize et cetera zu 
implementieren, das kann nicht funktionieren. 
Ein Massenmarkt bedeutet, dass wir standardi-
sierte Prozesse haben und dass diese Regeln auch 
umsetzbar sein sollen. Ich möchte des Weiteren 
darauf hinweisen, dass hoheitliche Aufgaben wie 
zum Beispiel Gelder einzunehmen, was nachher 
beim Strompreis, bei der Erlösobergrenze ein 
Thema sein wird, aber auch Ausgaben zu tätigen, 
nicht Aufgabe der Energieversorgungsunterneh-
men sein kann. Wir übernehmen diese Aufgaben, 
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weil der Staat derzeit keine Möglichkeit hat, ein-
kommensabhängig Auszahlungen zu tätigen. Aber 
im Wesentlichen ist das nicht die Aufgabe der 
Energieversorgungsunternehmen. Was uns sehr 
wichtig ist, dass wir später auch noch einmal dar-
über sprechen, welche Maßnahmen wir ergreifen 
können, um Komplexität zu vereinfachen. Ich 
möchte Ihnen das an einem Beispiel darstellen: 
Wir schreiben als Branche immer Anwendungs-
hilfen für Gesetze. Das ist so eine Art Bedienungs-
anleitung. Wir haben damit angefangen. Die Be-
dienungsanleitung für die Strompreisbremse um-
fasst jetzt schon 45 Seiten. Und die für die Gas-
preisbremse 20 Seiten. Das bedeutet, dass die 
Energieversorgungsunternehmen mit unglaublich 
vielen und auch sehr unklaren Aufgaben belastet 
werden, die sie umsetzen müssen, um eine Maß-
nahme, die zum Glück zwingend befristet ist, tat-
sächlich auch hinzubekommen. Das bedeutet aber 
auch für die Diskussion unter den Abgeordneten, 
versuchen Sie alles erdenklich Mögliche, um 
Komplexität zu reduzieren, damit die Gas-, 
Wärme- und Strom-Preisbremse umgesetzt wer-
den kann. Dass ein klares Enddatum benannt 
wird, dass die Rolle zwischen Wirtschaft und 
Staat klar verteilt ist. Und dass klar ist, dass bei-
hilferechtliche Genehmigungen da sein müssen. 
Aber es geht eben auch um die Frage: Welche Auf-
gaben können die Lieferanten übernehmen, dass 
das völlig eingegrenzt ist. Es kann nicht Aufgabe 
der Lieferanten und der Energieversorgungsunter-
nehmen sein, beihilferechtliche Genehmigungen 
zu exekutieren. Das ist Aufgabe des Staates. Wir 
brauchen hier eine sehr klare Rollenverteilung 
zwischen Wirtschaft und Staat. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank, als nächster 
Herr Prof. Dr. Dullien bitte. 

SV Prof. Dr. Sebastian Dullien (IMK): Ganz herzli-
chen Dank, sehr geehrte Abgeordnete, sehr geehr-
ter Herr Vorsitzender. Zunächst einmal ein herzli-
ches Dankeschön, dass ich hier meine Stellung-
nahme abgeben darf. Deutschland ist von einem 
historisch einmaligen Energiepreisschock getrof-
fen. Der für die deutsche Wirtschaft sehr wichtige 
Preis für Erdgas ist, das wissen Sie alle, von weni-
ger als 20 Euro pro Megawattstunde im Jahr 2019 
zeitweise auf den 15-fachen Wert gestiegen und 
liegt nun etwa sieben Mal höher. Der massiv ge-

stiegene Gaspreis hat potentiell dramatische wirt-
schaftliche und soziale Folgen. Für die Privat-
haushalte, die mit Gas heizen, bedeutet der Preis-
anstieg eine massive Mehrbelastung, die zusätzli-
che Heizkosten von etwa einem Nettomonatsge-
halt pro Jahr bedeuten können. Viele Haushalte in 
Deutschland haben kaum Ersparnisse und keine 
ausreichend hohen Sparquoten, um diese zusätzli-
chen Kosten ohne Konsumeinschnitte zu kompen-
sieren. In Folge drohen durch die höheren Erdgas-
preise Konsumeinschränkungen an anderer Stelle, 
ebenso wie Zahlungsausfälle, insbesondere bei 
Haushalten mit geringen bis mittleren Einkom-
men. Das ist auch der Grund, warum viele der In-
stitute jetzt über den Winter eine konsumgetrie-
bene Rezession sehen. Gleichzeitig sind die hohen 
Gaspreise zu einem beträchtlichen Anteil für die 
derzeit hohe Inflation in Deutschland verantwort-
lich. In den vergangenen Monaten waren Energie-
preise konsistent für etwa die Hälfte der hohen In-
flationsraten von zehn Prozent verantwortlich. 
Auf der Unternehmensseite gefährden die hohen 
Gaspreise die Rentabilität energieintensiver Pro-
duktionen, sodass möglicherweise Produktionen 
vorübergehend abgeschaltet oder ganz ins Aus-
land verlagert werden. In Fällen, in denen es nicht 
zu Produktionsstillegung kommt, entsteht zusätz-
licher Kostendruck, der in Absatzpreisen weiter-
gegeben wird und somit die Inflation weiter er-
höht. Die vorgeschlagenen Preisbremsen für Erd-
gas und Fernwärme sind so gestaltet, dass Sie 
diese Probleme jetzt wirksam angehen können. 
Für die Privathaushalte bedeutet die vorgeschla-
gene Preisbremse eine spürbare Stützung der 
Kaufkraft und damit eine Stabilisierung des Pri-
vatkonsums. Gleichzeitig wird die Inflationsrate 
über zwei Kanäle gedämpft. Zum einen werden 
ganz direkt die Gaspreise niedriger ausfallen als es 
ohne diese Bremsen der Fall wäre, zum anderen 
senken die Preisbremsen den Druck auf die Her-
stellung von Gütern und Dienstleistungen. Insge-
samt könnte die Gaspreisbremse die Inflation im 
kommenden Jahr um rund zwei Prozentpunkte 
dämpfen. Die Gaspreisbremse wird damit nicht 
ausreichen, die Rezession zu verhindern, aber sie 
wird sie abmildern können. Um sie ganz zu ver-
hindern, kommt sie einfach zu spät. Daher ist sie 
grundsätzlich zu begrüßen, es gibt aber bei den 
Details Verbesserungspotential. So gibt es eine ge-
wisse soziale Schieflage dadurch, dass die Förde-



  

 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

   
 

20. Wahlperiode Protokoll der 44. Sitzung 
vom 6. Dezember 2022 

Seite 9 von 33 

 
 

rung sich an 80 Prozent des geschätzten Ver-
brauchs fest macht, Großverbraucher besonders 
gefördert werden. Etwa das Rentner- und Rentne-
rinnen-Ehepaar in der Villa aus den 1970-er Jah-
ren mit privatem Hallenbad. Diese Großverbrau-
cher finden sich insbesondere in den höheren Ein-
kommensgruppen. Und deshalb fließt ein größerer 
Anteil der Förderung in diese Gruppen. Hier wäre 
es gut gewesen, eine Obergrenze für die geförderte 
Menge einzuziehen oder das noch zu tun. 

Der Vorsitzende: Herr Dullien, ich muss Sie unter-
brechen, ihre Zeit ist leider abgelaufen. Sie haben 
sicher dann noch weitere Gelegenheiten, die Sie 
dann dazu bringen können, das, was Sie noch sa-
gen wollten, zu sagen. Recht herzlichen Dank. Als 
nächstes Herr Liebing bitte. 

SV Ingbert Liebing (VKU): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender, verehrte Abgeordnete. Auch meiner-
seits vielen Dank für die Einladung, um hier Posi-
tion beziehen zu können für den Verband kommu-
naler Unternehmen und für die Stadtwerke. Wir 
halten die Unterstützung der privaten Haushalte 
und der Wirtschaft für dringend geboten. Darauf 
haben wir bereits im Frühjahr hingewiesen, weil 
wir die Lage der Kundinnen und Kunden in den 
Kundencentern der Stadtwerke täglich erleben. 
Die verzweifelten Menschen, die immer pünktlich 
bezahlt haben und jetzt nicht mehr bezahlen kön-
nen. Und deshalb unterstützen wir auch das 
Grundanliegen der Bundesregierung, das mit den 
Preisbremsen verbunden ist, ausdrücklich. Aber 
die konkrete Ausformung der Gesetze enthält 
noch eine Reihe von Mängeln, um deren Korrek-
tur wir Sie als Abgeordnete bitten möchten. Für 
die Gas- und Wärmepreisbremse möchte ich zum 
Einstieg folgende Botschaften mitgeben: Erstens, 
die Umsetzung der Preisbremsen mit dem Ba-
siskontingent-Modell 80 Prozent Subventionie-
rung ist hochkomplex. Das erfordert umfangreiche 
Anpassungen in der IT. Und nicht zuletzt wegen 
der begrenzten IT-Kapazitäten geht das nicht von 
heute auf morgen. Darauf hat auch die Branche 
der IT-Berater hingewiesen. Und zu Recht hatte 
die Gaskommission eine Umsetzung zum 1. März 
2023 empfohlen. Aber das war Anfang Oktober 
2022. Jetzt erfolgt eine Beschlussfassung Mitte De-
zember 2022, und das verkürzt den Umsetzungs-
zeitraum auch noch einmal. Deshalb ist meine 

dringende Bitte, am 1. März 2023 darf nicht gerüt-
telt werden. Früher geht nichts, auch wenn es im-
mer wieder andere Forderungen gibt. Es darf 
keine zusätzlichen Auflagen geben, die diesen 
Zeitraum noch einmal zusätzlich verkürzen. Das 
gilt zum Beispiel für die Informationspflicht bei 
der Wärme, dass die Kunden schon zum 
15. Februar 2023 individuell per Brief über die 
Entlastung informiert werden sollen. Beim Gas 
gibt es eine flexiblere Regelung. Es muss ausrei-
chen, die Kunden zum 1. März 2023 zu informie-
ren. Entscheidend ist ja, dass die Entlastung an-
kommt, und nicht die Information. Zusätzlich, 
zweite Botschaft, sollten die Preisbremsen besser 
aufeinander abgestimmt werden. Es gibt eine 
Reihe von Sachverhalten, die unterschiedlich ge-
regelt sind. Das verwirrt die Kunden und erhöht 
den Aufwand bei den Stadtwerken. Dies gilt nicht 
nur für die eben schon angesprochenen Informati-
onspflichten, das gilt zum Beispiel auch für die 
Deckelung des Grundpreises, die auch unter-
schiedlich geregelt ist. Meine Bitte ist, dritte Bot-
schaft, halten Sie die Gesetze in der praktischen 
Umsetzung für die Stadtwerke einfach. Lasten Sie 
uns keine Aufgaben auf, die nicht unser Geschäft 
sind, wie zum Beispiel die beihilferechtlichen 
Prüfungen. Das hat Frau Andreae schon angespro-
chen. „Keep it simple!“ gilt für eine ganze Reihe 
von Dingen, die jetzt auch politisch diskutiert 
werden, aber zum Glück noch nicht Gegenstand 
des Gesetzentwurfes sind. Bitte keine Obergren-
zen aus angeblichen Gerechtigkeitsgründen mit 
anschließenden Ausnahme-Antragsmöglichkeiten. 
Das macht das System nur noch komplexer. Und 
bitte keine sozialpolitischen Anforderungen in 
das Energieversorgungssystem einführen. Sozialer 
Ausgleich muss über das Steuer- und über das So-
zialrecht erfolgen, nicht über den Energiepreis. 
Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke Herr Liebing. Bitte Herr 
Prof. Dr. Löschel. 

SV Prof. Dr. Andreas Löschel (Ruhr-Universität 
Bochum): Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender, 
liebe Abgeordnete. Der massive Anstieg der Gas-
preise in diesem Jahr und der zu erwartende in 
den nächsten ein bis zwei Jahren in Kombination 
mit physischen Knappheiten, die uns drohen für 
Erdgas, stellt uns vor nie dagewesene Herausfor-
derungen. Deswegen ist es so wichtig, dass wir 
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zum einen überlegen, wie kann der Gasverbrauch 
reduziert werden durch Verhaltensanpassung bei 
den Haushalten, aber auch bei der Stromerzeu-
gung in der Industrie. Die hohen Gaspreise haben 
aber auch eine wichtige Wirkung. Sie schaffen 
hier genau diese Anreize. Und sind deswegen 
ganz zentral als Mittel zur Bewältigung der aktuel-
len Krise. Die Vorschläge, die im Gesetzentwurf 
gemacht werden, die lehnen sich an die Empfeh-
lungen der ExpertInnen-Kommission für Gas und 
Wärme an und greifen genau das auf, nämlich ein-
mal hier zu sagen, wir unterstützen Haushalte und 
Unternehmen durch eine pauschale Zahlung, aber 
wir lassen die Signalwirkungen der Preise noch 
stark da und schränken die nicht zu arg ein. Aber 
es ist natürlich so, dass wir dadurch einen sehr 
hohen administrativen Aufwand generieren. Und 
auch, wenn es um den Verbrauch selber geht als 
einzigen Maßstab für die Entlastungen, die tat-
sächlich auch soziale Schieflagen erzeugen könn-
ten. Deswegen ist es, glaube ich, ganz wichtig, 
dass es hier auch eine Perspektive gibt, wie macht 
man weiter nach der Gaspreisbremse. Also, wie 
schauen zielgerichtete, differenzierte Entlastungen 
aus, die geschaffen werden können für die Haus-
halte. Es gibt konkrete Vorschläge, wie das auch 
in wenigen Monaten zu machen ist. Das würde 
auch etwas Druck rausnehmen aus der aktuellen 
Implementierungsproblematik. Und es würde 
eben hier genauer treffen, was, glaube ich, ein 
ganz wichtiger Punkt ist. Vor dem Hintergrund, 
dass wir das jetzt augenblicklich aufgrund der Da-
tumssetzung nicht anders machen können, ist es 
aber auch wichtig, dass man sich um diese sozia-
len Ungleichungen kümmert. Da ist zum Beispiel 
die Frage der Steuerpflicht eine ganz wichtige. Es 
ist aber auch wichtig, dass hier richtige Anreize 
gesetzt werden, also etwa im Kontext des Weiter-
verkaufs von Gas. Schließlich darf man nicht nur 
auf Preiswirkungen schauen, denn wir wissen, 
dass Preiswirkungen zentral sind. Aber es gibt na-
türlich viel mehr, also Beratung, Unterstützung, 
Informationen, Visualisierung der Verbräuche, der 
Einsparungen, all das ist wichtig und darf nicht 
hinten runterfallen. Es darf nicht nur sozusagen 
der Preis in den Vordergrund gehen, auch das ist 
wichtig. Schließlich ein Wort zur Missbrauchsauf-
sicht. Die Art und Weise, wie das jetzt geregelt ist, 
sieht vor, dass die Entlastungen steigen im Preis, 
also das ist so vorgesehen. Das heißt, höhere Gas-
preise führen zu höheren Pauschalbeträgen. Und 

das birgt im Prinzip die Möglichkeit von uner-
wünschten, adversen Anreizen. Also, dass sowohl 
die Erzeuger als auch die Haushalte bereit sein 
könnten, höhere Preise zu akzeptieren, um eben 
hier insbesondere bei tiefen Einsparungen tatsäch-
lich aus dem Instrument möglichst viel zu profi-
tieren. Deswegen ist eben hier die Missbrauchs-
aufsicht ganz zentral und muss auch sehr ernst ge-
nommen werden. 

Der Vorsitzende: Danke. Als nächster Herr Moch 
bitte. 

SV Frederick Moch (DGB): Herzlichen Dank. Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender für die Einladung. Es 
ist gut, dass wir heute über die Einführung einer 
Gaspreisbremse reden. Der DGB hatte ein 
Preisdämpfungskonzept bereits im Frühsommer 
2022 gefordert und damals auch ein eigenes Kon-
zept vorgelegt. Und ich muss sagen, ich hätte es 
nicht für möglich gehalten, dass wir in diesem 
Jahr im Bundestag noch darüber sprechen. Aus 
unserer Sicht helfen eine Gaspreis- und eine 
Strompreisbremse, die Inflation zu begrenzen, 
Kaufkraftverluste zu reduzieren und Wertschöp-
fung und Arbeitsplätze zu stabilisieren, was wich-
tig ist. Die Bundesregierung hat sich lange Zeit ge-
lassen. In der Zwischenzeit hat die Gaskommis-
sion gearbeitet. Und mit diesem Gesetzentwurf 
werden jetzt auch die Vorschläge aufgegriffen. Ich 
möchte mich auf zwei Punkte konzentrieren. Das 
Eine bezieht den Paragraphen 29, die Arbeits-
platzerhaltungspflicht, ein. Es ist gut und es ist 
ein Meilenstein, dass hier Wirtschaftshilfen an die 
Unternehmen gebunden werden an den Arbeits-
platzerhalt. Immerhin werden 60 Milliarden Euro 
über beide Bremsen für Unternehmen zur Verfü-
gung gestellt, was richtig ist, was aber eben auch 
verbunden sein sollte mit dem Arbeitsplatzerhalt. 
Und, es ist richtig, dass das zunächst an Tarifver-
träge und an Betriebsvereinbarungen gebunden 
wird. Erst wenn die nicht vorliegen und wenn es 
keine entsprechenden Vereinbarungen gibt, dann 
gibt es diese 90 Prozent Pauschallösung. Wichtig 
ist aus unserer Sicht, die bestehenden Schlupf- 
löcher zu schließen. Das eine ist die Bagatell-
grenze. Wir sehen, dass die zwei Millionen Euro 
Bagatell-Grenze zu hoch angesetzt ist. Wir em-
pfehlen, das auf eine Millionen Euro zu reduzie-
ren, um möglichst viele Unternehmen in die Ar-
beitsplatzerhaltung reinzubekommen. Zudem 
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sollte auch der Arbeitsplatzerhalt auf fünf Jahre 
ausgeweitet werden, das kennen wir beispiels-
weise aus der GRW-Wirtschaftsförderung (Ge-
meinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur"). Das ist glaube ich auch 
wichtig vor dem Hintergrund der großen Sum-
men, über die wir reden, die ja insbesondere für 
die RLM-Kunden (RLM - Registrierende Leis-
tungsmessung) zu Recht, was ich noch einmal be-
tonen möchte, zur Verfügung gestellt werden. Wir 
haben eine Ausnahmeregelung in dem Paragra-
phen in Absatz 3 Satz 4, wenn es darum geht, dass 
die Unternehmen in den nächsten Jahren investie-
ren. Das ist gut, wenn Unternehmen in die Trans-
formation investieren. Es ist aber nicht gut, wenn 
das nachher gegen den Arbeitsplatzerhalt gestellt 
wird. Wir schlagen da eine Eingrenzung vor. Ich 
möchte noch kurz auf meinen zweiten Punkt zu 
sprechen kommen, nämlich das Thema der sozia-
len Ausdifferenzierung. Das Thema Obergrenzen 
ist schon angesprochen worden, das zeigt sich ja 
möglicherweise als administrativ nicht umsetzbar. 
Für den Fall, dass dieser Prüfauftrag der Kommis-
sion nicht umgesetzt wird, empfehlen wir aber 
dringend, dass endlich eine Auszahlungsmöglich-
keit geschaffen wird, also das, was Energie- oder 
Klimageld genannt wird. Das wäre wichtig für 
künftige Konjunkturkrisen und möglicherweise 
auch noch einmal in der Energiekrise. Zu den 
Themen TCF (Temporary Crisis Framework - Be-
fristeter Krisenrahmens für staatliche Beihilfen) 
und Härtefallregelung würde ich dann später 
gerne noch etwas sagen, vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Dazu haben Sie sicherlich noch 
die Möglichkeit, Herr Moch. So, Frau Pop bitte. 

SV Ramona Pop (vzbv): Sehr geehrter Herr Vorsit-
zender, sehr geehrte Abgeordnete, vielen Dank, 
dass ich die Sichtweise und die Betroffenheit der 
Verbraucherinnen und Verbraucher hier darstel-
len kann. Ich glaube, zu dem Thema der gestiege-
nen Gaspreise und die Größenordnungen, dass 
sich die Neuverträge beim Gas verdreifacht haben, 
muss ich, glaube ich, nicht viel sagen. Das ist ja 
bekannt. Bei der Fernwärme können wir es nicht 
so gut monitoren, weil es dort tatsächlich regional 
zu unterschiedlich ist. Aber in der Spitze haben 
wir dort auch von bis zu zehnfache Preiserhöhun-
gen, auch schon Beschwerden, die bei uns ange-
kommen sind. Ich glaube, das ist ein Bereich, den 

man sich dann auch genauer wird anschauen 
müssen. Wir haben einen starken Anstieg an Be-
schwerden, vielleicht sei auch hier noch einmal 
eine Zahl genannt, die die Dimension klar macht. 
Wir haben hier im Vergleich zu 2021, von Januar 
bis Oktober als Vergleichszeitraum, da hat sich 
die Anzahl der Beschwerden beim Gas verzehn-
facht in unseren Verbraucherzentralen. Also un-
sere Leute sind hauptsächlich damit beschäftigt, 
sich im Bereich Energie mit den Themen ausei-
nander zu setzen. Und wir sehen auch, dass die 
Verzweiflung steigt und unsere Leute so etwas 
wie Sozialarbeit leisten müssen. Das vielleicht nur 
vorweg geschickt. Deswegen ist es gut, dass jetzt 
die Gaspreisbremse kommt, dass die Strompreis-
bremse kommt. Wir merken, dass es durchaus 
auch eine emotionale Entspannung gibt, dass es 
eben nicht mehr so einen Druck gibt bei den Men-
schen, weil jetzt etwas in Aussicht gestellt ist. Der 
Zeitpunkt ist relativ spät, wenn ich das hier auch 
noch einmal konstatieren darf. Und unter Druck 
geht nicht alles immer schneller und leichter, aber 
sozusagen, dass es nicht mehr aufzuholen ist, was 
da an Zeit verpasst worden ist. Der zweite Punkt 
ist eben die Kompliziertheit der Maßnahmen, das, 
glaube ich, sagen alle. Es ist für uns schwer, in-
zwischen zu erklären, was zu welchem Zeitpunkt 
für welche Gruppe eigentlich gilt an Entlastung. 
Hier möchte ich mich in den Chor derer einrei-
hen, die dringend eine direkte Auszahlungsmög-
lichkeit fordern, die jetzt hier auch in Aussicht ge-
stellt worden ist mit dem Jahressteuergesetz. Das 
muss kommen, das brauchen wir. Ansonsten kon-
struieren wir Modelle, die immer komplizierter 
werden, um jeden Einzelfall einzufassen. Hier 
braucht es eine klare Kommunikation der Bundes-
regierung. Das können wir nicht alles nur abfan-
gen mit unseren Beratungsstellen. Wir werden es 
tun, also ähnlich wie es Frau Andreae für die Un-
ternehmen macht, so machen wir das für die Ver-
braucherinnen und Verbraucher. Aber es braucht 
eine breite angelegte Kommunikation von Seiten 
der Bundesregierung. Drei Punkte hätte ich noch 
zum Thema Nachbesserungsbedarf. Und ja da wi-
derspricht man sich vielleicht selber ein Stück 
weit, wenn wir feststellen, dass wir doch so etwas 
wie ein Mindestkontingent bräuchten, weil eben 
diejenigen, die nicht mehr sparen können, weil 
sie schon die letzten Jahre gespart haben, bestraft 
werden. Und die, die eben zum Fenster hinaus ge-
heizt haben, um das mal plakativ zu sagen, das 
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sind diejenigen, die jetzt noch das Potential haben 
einzusparen und die dafür belohnt werden. Das 
schafft eine gewisse Ungerechtigkeit. Darauf 
möchte ich hinweisen. Das zweite Thema ist die 
Frage der Gleichbehandlung der verschiedenen 
Gruppen. Die Mieterinnen und Mieter sind mit 
dieser jetzigen Regelung schlechter gestellt, weil 
sie eben nicht rückwirkend Januar und Februar 
2023 die Entlastung bekommen, sondern viel-
leicht erst ab März 2023, und die dann vielleicht 
erst mit der nächsten Nebenkostenabrechnung für 
Mieterinnen und Mieter der Januar und Februar 
2023 nachgezahlt werden sollte. Im Vergleich zu 
anderen Gruppen in diesem Gesetz ist das eine 
Schlechterstellung, auch hier sollte man für eine 
Gleichstellung sorgen. 

Der Vorsitzende: Danke, Frau Pop, jetzt sind wir 
schon ein bisschen drüber und müssen wieder 
aufpassen. Herr Rolle bitte. 

SV Dr. Carsten Rolle (BDI): Vielen Dank Herr Vor-
sitzender, sehr geehrte Abgeordnete. Vielen Dank 
für die Einladung. Ich will auch starten mit einem 
kurzen Blick in die Industrie, wo die Situation 
wirklich sehr, sehr ernst ist angesichts dieser so-
wohl Gas- als auch Strompreissteigerung um den 
Faktor sieben, wie sie bei uns als Großhandelss-
trompreise und Gaspreise ankommen. Und ich bin 
eigentlich sehr dankbar über das, was wir in der 
Gaskommission vereinbart haben. Ich konnte sel-
ber da ein bisschen mitwirken, beim Bericht mit 
diskutieren und schreiben. Das, was in der Gas-
kommission verabredet wurde, ist aus unserer 
Sicht ein sehr gutes Paket. Und je mehr wir auch 
dieses Paket als solches umsetzen, desto besser. Es 
sind einfache, klare, auch schnell greifende Maß-
nahmen, die wirksam sind und die gleichzeitig 
den Sparanreiz aufrechterhalten. Das waren die 
Abwägungen, die wir getroffen haben und die 
auch noch einmal mit vielen flankierenden Maß-
nahmen abgestützt wurden. Was wir jetzt aber se-
hen im Gesetz, und das hängt zu einem großen 
Teil natürlich auch mit den beihilferechtlichen 
Vorgaben aus Brüssel zusammen, ist im Grunde 
genommen, ich will nicht sagen das Gegenteil, 
aber weit davon entfernt. Wir wollten ein einfa-
ches Zielpreisniveau, 70 Euro die Megawattstunde 
für 70 Prozent, was Planungssicherheit den Unter-
nehmen gibt, was wieder einen Großteil der jetzi-
gen Unsicherheit über die fluktuierenden Preise 

wegnimmt. Jetzt haben wir ein sehr, sehr komple-
xes, sehr ausdifferenziertes Rabattsystem mit vie-
len, vielen Kriterien, wo sich die Unternehmen 
sehr unterschiedlich einordnen. Das heißt, aus un-
serer Sicht müssen wir ran, noch einmal im ersten 
Schritt auch in Brüssel, an den Krisenrahmen. 
Und das kann sich dann auch im Gesetz entspre-
chend mit ändern. Das fängt an bei dem EBITDA-
Kriterium (EBITDA - Akronym für Earnings Before 
Interest, Taxes, Depreciation and Amortization), 
was zum ersten Mal im Beihilferecht auftaucht. 
Das schafft eine solche Unsicherheit, vorhersehen 
zu müssen, wie mein Gewinn im nächsten Jahr 
sein wird, bezogen auf einen dann auch noch sehr 
schief formulierten 23-monatigen Stützzeitraum. 
Das ist wiederum jetzt im nationalen Gesetz ge-
schehen, da müsste man besser das Förderjahr 
2023 nehmen, als jetzt noch sozusagen ein schie-
fes zweites Jahr dazu. Aber diese Unsicherheit 
führt dazu, dass die Unternehmen die Preise nicht 
kalkulieren können, dass sie Rückstellungen bil-
den müssen für den Fall, dass sie das Kriterium 
nicht erreichen. Und deswegen müssen wir da 
dringend noch einmal nachverhandeln. Zweiter 
Punkt: Die 150 Millionen Euro Obergrenze, die 
sich ja auch so im Gesetz wiederfindet. Eigentlich 
wirkt die Preisbremse gut nur für die mit Energie-
kosten von mehr als zwei Millionen Euro. Da 
kann sie genauso wie ausgedacht wirken, bei allen 
Stufen darüber und insbesondere bei den ganz 
Großen wirkt sie eben extrem abgeschwächt bis 
kaum. Und das gilt insbesondere für die ganz Gro-
ßen, die ganz besonders diese Bremse nötig haben, 
150 Millionen Euro Endgrenze, deswegen strei-
chen. Opt-in, Opt-out Regeln schaffen, dies wäre 
ein weiterer Wunsch. Bis jetzt muss man sich vor-
her entscheiden und kann eben nicht im Jahres-
verlauf noch nachsteuern. Das wäre aber dringend 
nötig, gerade angesichts der Unsicherheit, ob ich 
vielleicht auch monatsweise rein oder raus op-
tiere. Und es gibt weitere Punkte, Klarstellungen 
zur KWK (Kraft-Wärme-Kopplung), zur Härtefall-
regelung, auf die wir vielleicht gleich noch einmal 
kommen können. Wo wir Nachbesserungsbedarf 
auch im Gesetz selbst sehen. Danke schön. 

Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank. Frau 
Schartz bitte. 
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SV Nadine Schartz (Deutscher Landkreistag): Vie-
len Dank, Herr Vorsitzender, sehr geehrte Abge-
ordnete. Auch wir bedanken uns dafür, hier im 
Ausschuss noch einmal Stellung beziehen zu kön-
nen. Wir sehen das Gesetz grundsätzlich als geeig-
net an, in Verbindung mit den Abschlagszah-
lungsübernahmen und den weiteren Entwürfen, 
die Verbraucherinnen und Verbraucher, ein-
schließlich der Unternehmen, der Gewerkschaf-
ten, der Verbände und der Kommunen, also der 
Städte, Landkreise und Gemeinden, zu unterstüt-
zen.. Wir bedanken uns auch dafür, dass einige 
Vorschläge von uns schon aufgegriffen wurden. 
Ich möchte nun auf drei Punkte gezielter einge-
hen, die wir im dem Zusammenhang als wichtig 
erachten. Einmal die Einbeziehung der Kommu-
nen und ihrer Infrastrukturen, dann möchte auf 
die Härtefallfonds zu sprechen kommen und auf 
besondere Gebiete. Zum ersten Punkt, die Einbe-
ziehung der Kommunen: Die Kommunen sind ver-
antwortlich für sämtliche Gebiete der Daseinsvor-
sorge, ob jetzt Wasserversorgung, Abfallentsor-
gung, Schulen, Krankenhäuser oder die Asyl-Un-
terbringung. Also wichtige Infrastrukturen, die 
auch unterstützt werden müssen. Wir gehen da-
von aus, dass die Kommunen und ihre Einrich-
tungen auch vom Gesetz eingeschlossen sind. Al-
lerdings bekommen wir immer wieder die Rück-
meldung aus den Kommunen, dass da erhebliche 
Unsicherheiten bestehen. Also unser Wunsch 
wäre, im Gesetzentwurf doch noch gezielter auf 
die Situation in den Kommunen einzugehen und 
hier Rechtssicherheit zu geben, damit wir nicht 
im Nachhinein Probleme haben, wenn es zu 
Schwierigkeiten kommen sollte. Dann möchte ich 
auf die Härtefallfonds zu sprechen kommen. Ein-
mal zu den Krankenhäusern: Wir erachten es als 
wichtig, dass hier wirklich die Maßnahmen ge-
zielt wirken und die Hilfen bei den Krankenhäu-
sern ankommen. Hier möchte ich mich beziehen 
auf die Stellungnahme der Deutschen Kranken-
hausgesellschaft, die einen Zweckbindungstausch 
der Mittel vorgesehen hat. Darauf kann man viel-
leicht später noch zu sprechen kommen. Und im 
Bereich der Pflegeeinrichtungen, wo sich aktuell 
noch erhebliche Vorgaben im Gesetz wiederfinden 
mit Meldefristen, Mitteilungsverpflichtungen und 
des Weiteren. Daneben möchte ich noch den 
Hilfsfonds Rehabilitation und Teilhabe anspre-
chen. Hier sollte sichergestellt werden, dass sämt-
liche Einrichtungen der Eingliederungshilfe und 

Jugendhilfe auch von den Hilfen erfasst werden. 
Zuletzt möchte ich noch auf einen Punkt hinwei-
sen, der uns insbesondere aus den Gebieten wie 
dem Ahrtal und den von der Flutkatastrophe ins-
gesamt betroffenen Gebieten geschildert wurde. Es 
geht um die Schwierigkeiten bei der Bemessung 
von Erdgas, von Wärme, von Strom. Hier sollten 
gesonderte Regelungen in das Gesetz aufgenom-
men werden. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Ich bedanke mich auch. Nun 
Herr Prof. Dr. Söllner bitte. 

SV Prof. Dr. Fritz Söllner (TU Ilmenau): Vielen 
Dank. Ich möchte das Eingangsstatement dazu 
nutzen, auf das grundsätzliche Problem anzuspre-
chen, vor dem wir hier stehen. Es geht um die Ur-
sache der Notwendigkeit, solche Preisbremsen 
überhaupt diskutieren zu müssen. Sehen Sie, 
diese Energiekrise, die wir jetzt haben, die wäre 
ohne die Energiepolitik der letzten 20 Jahre nicht 
möglich. Wir haben eine sehr einseitige Energie-
politik gehabt, mit Fokussierung auf den Klima-
schutz. Bezahlbarkeit und Verlässlichkeit der 
Energieversorgung wurden vernachlässigt, darauf 
hat auch der Bundesrechnungshof immer hinge-
wiesen, leider ohne Ergebnis. Als Deutschland 
nach dem Ausstieg aus der Kernenergie auch aus 
der zweiten grundlastfähigen Energie, der Kohle-
energie ausgestiegen ist, hat das Wall Street Jour-
nal die deutsche Energiepolitik als die dümmste 
der Welt bezeichnet. Wenn man die heutige Situa-
tion betrachtet, ist das nicht ganz unberechtigt, 
dieses Urteil. Das führt dazu, dass wir jetzt nicht 
nur starke Belastungen der Haushalte haben, son-
dern, das halte ich fast für wichtiger, vor der Ge-
fahr einer Deindustrialisierung Deutschlands im 
großen Maßstab stehen, was vielleicht Herr 
Dr. Rolle auch schon ein bisschen angedeutet hat. 
Sehen Sie die Einsparungen, die die Industrie er-
bracht hat beim Gasverbrauch dieses Jahr. Die 
sind nicht irgendwelchen Effizienzgewinnen ge-
schuldet, sondern zum Großteil Produktionsein-
schränkungen und –Stilllegungen. Und sie sind 
deswegen auch kein Erfolg, sondern Ausdruck 
eines großen Problems. Beispielsweise hat der 
Vorstandsvorsitzende der BASF erst vor kurzem 
beklagt, dass er keinen Grund sieht, in der EU 
überhaupt Investitionen zu tätigen angesichts der 
überbordenden Regulierungen in der Folge des 
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EU-Green-Deal und angesichts der teuren und un-
zuverlässigen Energieversorgung. Den Worten 
sind auch schon Taten gefolgt. BASF baut in 
Deutschland Stellen ab und errichtet in China für 
zehn Milliarden Euro ein neues riesengroßes Che-
miewerk. Mit anderen Worten, wir können jetzt 
nicht nur mit nachfrageseitigen Maßnahmen an 
diese Geschichte herangehen, sondern wir müssen 
unbedingt auch angebotsseitig tätig werden. Wir 
müssen das Energieangebot, nicht nur das Gasan-
gebot erweitern mit allen Mitteln. Von daher kann 
ich nicht ganz nachvollziehen, dass sich mit Hän-
den und Füßen gegen einen zumindest mittelfris-
tigen Weiterbetrieb der Kernkraftwerke gesträubt 
wird. Von daher mein Appell, diese nachfragesei-
tigen Maßnahmen wie beispielsweise die Preis-
bremse, was immer man davon halten will, die 
reichen auf gar keinen Fall aus. Wir müssen, wir 
dürfen das Angebot nicht vernachlässigen. Und 
wir müssen hier in der Energiepolitik eine grund-
sätzliche Wende, eine grundsätzliche Neuorientie-
rung hinkriegen, sonst werden wir diese Probleme 
immer haben. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank. Herr 
Dr. Terton bitte. 

SV Dr. Constantin Terton (ZDH): Vielen Dank. 
Der Zentralverband des Deutschen Handwerks 
vertritt als Spitzenverband der deutschen Wirt-
schaft die Interessen von einer Million Hand-
werksbetrieben mit mehr als 5,57 Millionen Be-
schäftigten und 360.000 Auszubildenden. In einer 
von uns Ende November 2022 durchgeführten 
Umfrage unter gut 3.000 Handwerksbetrieben be-
richten 77 Prozent der antwortenden Betriebe von 
Preiserhöhungen in bestehenden Lieferverträgen 
für Strom und Erdgas, wobei diese bei Erdgas im 
Mittel bei 107 Prozent lagen. Da ein Großteil der 
Betriebe die Kostensteigerung nur zum Teil oder 
gar nicht an die Kunden weiterreichen kann, ist 
die Wirksamkeit der Gaspreisbremse für Hand-
werksbetriebe von hoher Bedeutung. Neben den 
Änderungsnotwendigkeiten am vorliegenden Ge-
setzentwurf, zu dem wir Stellung genommen ha-
ben, ist an dieser Stelle insbesondere auf die Situ-
ation der Handwerksbetriebe hinzuweisen, deren 
Energieversorgungs- und damit auch Kalkulati-
onssicherheit insgesamt in Frage gestellt ist. Denn 
24 Prozent der Betriebe, die von Vertragskündi-
gungen betroffen sind, haben bislang noch kein 

neues Vertragsangebot für die Belieferung mit Gas 
oder Strom erhalten. Hier droht ein Stillstand der 
gesamten Produktion mit Arbeitsplatz- und Aus-
bildungsplatzverlust, wenn die Lieferverträge en-
den. Unabhängig vom Gaspreisgesetz ist die The-
matik der betriebswirtschaftlich adäquaten Ersatz-
versorgungsverträge seitens der Politik dringend 
anzugehen. Drei Punkte möchte ich noch vor die 
Klammer ziehen: Der Gesetzentwurf zielt aus-
schließlich auf Netzentnahmen von leitungsge-
bundenem Erdgas- und Wärme. Nach unserem Da-
fürhalten sollte hier eine Ausweitung auch auf 
Flüssiggas, also der Propan-/Butanfamilie vorge-
nommen werden, weil im ländlichen Raum, wo 
das leitungsgebundene Erdgassystem nicht zur 
Verfügung steht, auf diesen Energieträger ausgewi-
chen worden ist. Eine Gleichbehandlung erscheint 
uns auch deswegen gerechtfertigt, weil jüngst 
auch die vorgenommene Mehrwertsteuerermäßi-
gung auf sieben Prozent nachträglich auch auf 
Flüssiggas ausgedehnt wurde. Gleichzeitig weisen 
wir darauf hin, dass der Vergleichszeitraum bei 
Berechnung des Entlastungskontingents hier das 
Jahr 2021 gewählt hat, was insbesondere die Be-
triebe benachteiligt, die 2021 pandemiebedingte 
Betriebseinschränkungen und deutliche Umsatz-
verluste erlitten haben. Hierzu gehören insbeson-
dere Hotels, Gastronomie und Cafés, Caterer sowie 
in der Wertschöpfungskette nachgelagerte Hand-
werksbetriebe, insbesondere das Lebensmittel-
handwerk. Hier ist es sinnvoll, einen pandemiebe-
dingten Aufschlag auf den Verbrauch vorzusehen, 
der betriebsindividuell als Differenz aus den Ver-
bräuchen 2019, 2021 vorzusehen ist. Schließlich 
plädieren wir noch dafür, dass die Zusammenfas-
sung mehrerer Entnahmestellen eines Betriebes 
vorgesehen wird, denn neben dem Liquiditätsvor-
teil, weil wir ja wissen, die Industriebremse im 
Gas greift ja schon im Januar 2023, ist es sinnvoll, 
hier die Unternehmensstruktur im Handwerk ab-
zubilden. Die im Unterschied zur Industrie oft-
mals im Laufe der Jahrzehnte langsam gewachsen 
und über mehrere Standorte und mehrere Entnah-
mestellen aufgebaut ist, sodass deren Gesamtent-
nahme hier eigentlich ein wichtiger Grund ist, das 
zu betrachten. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Als nächstes 
Herr Prof. Dr. Vöpel bitte. 

SV Prof. Dr. Hennig Vöpel (cep): Vielen Dank. 
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Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Ab-
geordnete. Die stark und schnell gestiegenen Gas-
preise stellen einen systemischen Schock für die 
gesamte Volkswirtschaft dar. Das ist vielfach ange-
klungen. Ziel der Gaspreisbremse ist es, erstens 
die Haushalte und Unternehmen schnell und 
wirksam zu entlasten von den hohen Kosten und 
zweitens natürlich die mittelfristige Versorgungs-
sicherheit sicherzustellen. Die Gaspreisbremse ist 
grundsätzlich geeignet, beide Ziele zu erreichen. 
Es gibt jedoch vier Probleme, auf die ich eingehen 
möchte. Erstens: Das Problem von Mitnahmeeffek-
ten. Durch den festen Preisdeckel gibt es das Ri-
siko strategischen Verhaltens, weniger der Erzeu-
ger, aber insbesondere der Versorger. Die könnten 
nämlich die Differenz durch Preissetzung verein-
nahmen. Die diskutierte Antwort darauf, Markt-
preise zu kontrollieren, wäre demgegenüber ein 
doch sehr massiver Eingriff in den Markt und ist 
abzulehnen. Wichtige Marktinformationen, 
Knappheitssignale gingen so verloren oder wür-
den durch die Politik verzerrt werden. Zweitens: 
Geringe Einsparanreize. Das Ziel der kurzfristigen 
Entlastung scheint gegenüber dem Ziel der Versor-
gungssicherheit sehr stark gewichtet zu sein. Hier 
wäre es wichtig, zusätzliche Einsparpotentiale zu 
realisieren, gerade im Bereich der doch preiselas-
tischen Nachfrage, die mit 80 Prozent doch noch 
realisierbar wären. Drittens: Geringe Flexibilität. 
Die Gaspreisbremse scheint relativ statisch formu-
liert zu sein. Sie ist bezogen auf eine Situation, 
die sich jedoch sehr stark verändern kann. Hier 
würden wir dafür plädieren, sie stärker zu dyna-
misieren, also auf die Zukunft auszurichten. Vier-
tens: Komplexität und Transparenz. Die fehlende 
Transparenz und die hohe Komplexität der Gas-
preisbremse, auch das ist vielfach angeklungen, 
schränkt den Wettbewerb, den wichtigen Wettbe-
werb ein. Der wesentliche Konstruktionsfehler der 
Gaspreisbremse aus meiner Sicht ist der doch re-
lativ scharfe Übergang von dem Rationierungs- 
oder dem Gaspreisbremsen-Regime zu dem Markt-
mechanismus. Wir haben dort eine Unstetigkeits-
stelle die ein Problem ist, aus Anreiz- und Mit-
nahmegründen heraus. Deshalb möchte ich drei 
Dinge vorschlagen zum Schluss. Erstens: Ein ge-
ringeres Kontingent, zum Beispiel 60 Prozent zu 
einem geringeren Preis festzuschreiben. Wir könn-
ten hier sozusagen sozialpolitisch noch stärker, 
noch gezielter entlasten. Und dann noch stärker 

die Einsparpotentiale realisieren. Zweitens: Ver-
tragliche Flexibilität bereitzustellen, das würde 
die Möglichkeit von wettbewerbsfördernder Arbi-
trage zwischen den Versorgern ermöglichen. Drit-
tens: Letzter Punkt eine begleitende Kommunika-
tion seitens der Politik für mehr Transparenz und 
Wettbewerb, vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank. Nun 
Frau Prof. Dr. Dr. Weber bitte. 

SV Prof. Dr. Dr. Isabella M. Weber (Department of 
Economics University of Massachusetts Amherst): 
Vielen Dank Herr Vorsitzender, vielen Dank an 
die Abgeordneten, die Gelegenheit zu haben, mich 
hier zu äußern. Zunächst möchte ich auch noch 
einmal auf die dramatische Lage hinweisen, die in 
der Gas-Kommission auch sehr deutlich wurde. Es 
besteht enorme soziale Sprengkraft, die weit in 
die Mitte der Gesellschaft hineinreicht und somit 
auch große politische Sprengkraft. Wie bereits ge-
sagt wurde, sind Unternehmen, insbesondere im 
energieintensiven Bereich enorm betroffen. Infla-
tion und Rezession sind Dynamiken, die direkt 
mit der Gaspreisentwicklung zusammenhängen. 
Die Logik der Gaspreisbremse ist, die Entlastung-
wirkung zu verfolgen und gleichzeitig das Sparge-
bot in der gegenwärtigen Gaskrise zu gewährleis-
ten. Es ist willkommen zu heißen, dass nun 
schnell gehandelt wird, es ist in der Tat höchste 
Zeit. Es gibt dennoch Nachbesserungsbedarf, ins-
besondere im Bereich der sozialen Ausgewogen-
heit. Wie bereits angesprochen, wäre es wichtig, 
ein Mindestkontingent einzuführen, das dazu die-
nen würde, dass diejenigen, die bereits vor der ge-
genwärtigen akuten Lage im Angesicht der im 
letzten Jahr sehr hohen Gaspreise schon soweit ge-
spart haben wie es denn möglich ist, damit zusätz-
lich entlastet werden. Würde dieses Mindestkon-
tingent zu einem niedrigeren Preis angesetzt wer-
den, würde sich dadurch zusätzlich eine sozialpo-
litisch positive Wirkung ergeben. Eine Obergrenze 
hätte nicht nur die Wirkung, dass sie zur sozialen 
Ausgewogenheit beitragen würde. Sie würde auch 
dazu führen, dass der durchschnittliche Preis sich 
für diejenigen mit hohem Verbrauch höher abbil-
den würde, was zusätzliches Sparpotential bereit-
stellen würde. Bei der Ausgestaltung der Steuer 
möchte ich an die Empfehlung der Gaspreis-Kom-
mission erinnern und noch einmal darauf verwei-
sen, dass die Gaspreis-Kommission aufgefordert 
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hatte, die Steuer so auszugestalten, dass sie ent-
sprechend des Solis erst ab einem Einkommen 
von 75.000 Euro gilt. Im Bereich der sozialen Aus-
gewogenheit möchte ich auch noch einmal auf die 
Gleichstellung von Mietern verweisen. Der Härte-
fallfonds, der von der Gas-Kommission auch für 
Mieter empfohlen wurde, ist bisher nicht umge-
setzt worden. Das Gleiche gilt für das Moratorium 
für Mieter. Ich möchte auch auf die Maßnahmen 
hinweisen, die die Gaspreis-Kommission empfoh-
len hat, um zum Sparen zu befähigen, denn einer-
seits gibt es natürlich Sparanreize, aber anderer-
seits geht es auch darum, praktische Hilfestellun-
gen einzuleiten, damit Menschen wirklich zum 
Sparen befähigt werden. Damit fällt das Sparen 
deutlich leichter. Hierbei geht es vor allem um Be-
ratungsprogramme, aber auch praktische Maßnah-
men wie die Bereitstellung von zum Beispiel 
Fensterfolien et cetera. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Ich bedanke mich auch. Wir wä-
ren damit am Ende mit den Statements und kom-
men nun zur ersten Runde, wo wir mit Ihnen in 
die Diskussion kommen wollen. Wir werden 
Ihnen also Fragen stellen in der Reihenfolge, die 
ich aufrufe. Das richtet sich nach der Größe der 
Fraktionen. Als erstes geht die Frage an die SPD, 
Frau Dr. Scheer bitte. 

Abg. Dr. Nina Scheer (SPD): Vielen Dank. Meine 
Frage geht an Frau Pop. Ich möchte von Ihnen 
gerne hören, wie Sie das einschätzen in Bezug auf 
Überforderungsabfederungen für nicht leitungsge-
bundene Kunden, also die mit Gastanks, Öltanks, 
aber auch mit einer Pelletheizung ausgestattet 
sind? Wie sehen Sie eine Möglichkeit, die gerecht 
aufzufangen? Beziehungsweise wie weit sind 
schon bestehende Regelungen geeignet dies abzu-
fangen? Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Frau Pop bitte. 

SV Ramona Pop (vzbv): Ja, tatsächlich ist bislang 
nach meiner Kenntnis, unserer Kenntnis, nur eine 
Diskussion darüber vorhanden, wie man eben für 
Öl- und Pelletkunden für eine Entlastung sorgt. 
Ich will glauben, dass da eine Gleichbehandlung 
notwendig ist. Unabhängig von den Energiearten 
oder von ihrem Heizungssystem unabhängig. Aus 
unserer Sicht sollten Kostensteigerungen bei Öl 
und Pellets, das ist relativ schwer zu erfassen, im 

ähnlichen Umfang auch begrenzt werden, wie 
beim Gas und bei der Fernwärme. Also mit einem 
ähnlichen Mechanismus, dass eben 80 Prozent ab-
gefedert werden mit einer Preisbremse, die sich 
dann wie beim Gas sozusagen an den doppelten 
Preisen der Vorjahre orientieren würde. Weil das 
aber bei der Gaspreisbremse ja passiert, das eben 
mit der Deckelung beziehungsweise mit der 
Bremse bei 12 Cent, wir ungefähr beim Doppelten 
sind, was in den Vorjahren im Durchschnitt für 
Gas bezahlt werden musste von Privatkundinnen 
und Privatkunden. Insofern wären wir beim 
Thema Gleichbehandlung bei einem ähnlichen 
Mechanismus, dann eben auch bei Öl und bei Pel-
lets. Wenn man sich die Ölpreisentwicklung an-
schaut, hat sich der Ölpreis ungefähr verdoppelt. 
Und es ging zumindest bisher nach oben, das 
heißt, dort ist noch nicht dringendste Handlungs-
bedarf, sicherlich eben nicht in der Breite, aber 
vielleicht im Einzelfall. Bei den Pellets sieht das 
deutlich anders aus. Dort sind die Preissteigerun-
gen deutlich höher. Die Preise haben sich unge-
fähr mehr als verdreifacht, also dass dort eben 
eine Preisbremse mit einem ähnlichen Mechanis-
mus wie bei der Gaspreisbremse durchaus von 
Nöten wäre. Und das müsste, glaube ich, dann 
eben zumindest im Nachgang noch mit auf den 
Weg gebracht werden im Sinne der Gleichbehand-
lung. 

Der Vorsitzende: Danke. Dann geht die nächste 
Frage an die CDU/CSU, Herr Jung bitte. 

Abg. Andreas Jung (CDU/CSU): Herr Vorsitzen-
der, sehr geehrte Damen und Herren. Ich habe 
zwei Fragen an Dr. Rolle. Herr Rolle, Sie haben in 
Ihrem Eingangsstatement beschrieben, dass der 
EU-Beihilferahmen dazu führen würde, dass die 
Ziele der Preisbremsen nur abgeschwächt bis 
kaum erreicht würden, wenn es der Bundesregie-
rung nicht gelingt, in den Punkten Fördergrenze 
150 Millionen Euro und bei dem EBITDA-Krite-
rium nachzuverhandeln. Was wären denn die 
Auswirkungen, inwieweit wären die Ziele des Er-
halts von Arbeitsplätzen und Standorten in Frage 
gestellt? Daran anknüpfend die Frage: Die Koaliti-
onsfraktionen haben sich in ihrem Maßgabebe-
schluss im Haushaltsausschuss entsprechend 
positioniert, dass Unternehmen die Hilfen bekom-
men, keine Boni, keine Dividenden et cetera aus-
schütten dürfen. Dann seien sie von den Hilfen 
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auszuschließen. Das kritisieren Sie als BDI ge-
meinsam mit dem DGB, warum? Was wären die 
Konsequenzen? 

Der Vorsitzende: Herr Dr. Rolle bitte. 

SV Dr. Carsten Rolle (BDI): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender, auch Herr Jung für die Frage. In der 
Tat, wie ich angefangen hatte auszuführen, der 
EU-Krisenbeihilferahmen führt in seiner Komple-
xität dazu, dass die einfache, wirksame Gaspreis-
bremse gerade bei größeren Unternehmen nicht 
oder kaum ankommt. Und das hängt sehr stark da-
von ab, welcher Branche bin ich zugehörig, wel-
che Energieintensität habe ich, wie groß bin ich. 
Und je größer ich werde, desto weniger kommt an, 
um es ganz kurz zu sagen. Das hängt eben mit den 
beiden EBITDA-Kriterien zusammen, was ich 
schon kritisiert hatte. Zum zweiten aber auch mit 
den Obergrenzen, absoluten Obergrenzen für eine 
Hilfe, 150 Millionen Euro ist eine dieser Ober-
grenzen. Und natürlich gibt es Unternehmen, die 
deutlich mehr Kostenbelastungen und dann auch 
einen erhöhten Förderbedarf haben. Deswegen se-
hen wir eben diesen starken Zwang nachzuver-
handeln. Zum Teil kommt da nur ein Viertel oder 
ein Drittel dessen an, was eigentlich mit der Gas-
preisbremse vorgesehen ist. Das hängt eben, da 
gibt es sehr viele Fälle, von der direkten Betroffen-
heit, Branchenzugehörigkeit und so weiter ab. 
Deswegen führt kein Weg daran vorbei, glaube ich 
hier, sehr dringend nachzuverhandeln. Es gibt ein 
paar Dinge, die wir auch national kleiner anpas-
sen müssen, aber der Kern des Problems liegt da. 
Die Opt-in und die Opt-out Regel könnte zumin-
dest übergangsweise helfen, wenn man sie ein-
führt und damit auch erlaubt, sich in die Gas-
preisbremse im Laufe eines Jahres erst hinein zu 
optieren. Oder, wenn man sieht, man stößt an die 
EBITDA-Grenze, sich auch wieder heraus zu op-
tieren, dass mindestens Rückstellungsfragen zum 
Beispiel ausgeklammert würden, dass man nicht 
am Ende des Jahres dann die erhaltene Förderung 
wieder zurückzahlen muss, dafür Rückstellungen 
bilden muss. All das macht die ganze Geschichte 
ja noch einmal wesentlich komplizierter. Es gibt 
Schätzungen, dass in Europa über diesen 150 Mil-
lionen Euro rund zweihundert Unternehmen lie-
gen. Viele davon sind auch in Deutschland behei-
matet. Und wenn wir dort mit Einzelanträgen, das 

haben wir ja beim Energiekostendämpfungspro-
gramm gesehen, arbeiten, dann wird es extrem 
kompliziert. Das ganze Programm ist ja nicht ge-
flogen und wird nun auch eingestampft, weil 
diese Antragstellung zu lange dauert und die 
Krise viel zu stark drängt. Deswegen brauchen wir 
schnellere, einfachere Maßnahmen, die da helfen. 
Zum Thema Boni und Dividenden: Ein Dividen-
denausschüttungsverbot wäre wirklich noch ein-
mal eine nationale „on top“ Schwierigkeit, gerade 
für internationale Unternehmen mit mehreren 
Standorten. Und deren Shareholder fragen nicht 
danach, ob irgendwie ein Standort in Deutschland 
eine Regelung hat. Die würden im Zweifelsfall 
dann dafür plädieren, die Produktion in andere 
Teile hin zu verlagern und die Bremse nicht in 
Anspruch zu nehmen. Bei ganz kleinen Familien-
unternehmen ist die Dividende im Wesentlichen 
das Familieneinkommen. Die leben davon. Und 
da direkt einzugreifen und das im Grunde genom-
men zu verbieten, wäre ein extremer Eingriff in 
das Eigentum und auch in die Lebensnotwendig-
keiten dieser Eigentümer. Deswegen finden wir 
die Art und Weise, wie es jetzt im Gesetz geregelt 
ist, richtig, das wirklich auf sehr besondere Fälle 
zu begrenzen. Präzedenzfälle wie bei Uniper, 
Commerzbank, das ist eine ganz andere Qualität 
als bei einem so breiten Programm wie hier. 

Der Vorsitzende: Okay Herr Dr. Rolle, Danke. Nun 
hat die nächste Frage für die BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, Frau Dr. Nestle bitte. 

Abg. Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Herzlichen Dank. Meine Frage 
geht an den BDEW. Frau Andreae, Sie haben uns 
gerade im Eingangsstatement aufgerufen, alles er-
denklich Mögliche zu tun, um Komplexität zu re-
duzieren. Haben Sie konkrete Vorschläge? 

Der Vorsitzende: Frau Andreae bitte. 

SV Kerstin Andreae (BDEW): Vielen Dank für die 
Frage. Das ist Dilemma, vor dem die Regierung ja 
steht, dass sie auf der einen Seite schnell Entlas-
tungen organisieren will. Und das ist auch not-
wendig und richtig, das ist in den Eingangsstate-
ments deutlich geworden. Und auf der anderen 
Seite aber Fragen der Transparenz oder womög-
lich der Gerechtigkeit et cetera abbilden will. Sie 
haben sich für die Geschwindigkeit entschieden, 
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damit wir hier schnell weiter kommen. Das heißt 
aber auch, dass wir tatsächlich die Umsetzbarkeit 
für die Unternehmen organisieren müssen. Erster 
Punkt, den ich ihnen dringend nahelegen möchte, 
ist, das hatte der Herr Liebing schon einmal ge-
sagt, die Kundeninformation zum 15. Februar 
2023. Entscheidend ist, dass das Geld ankommt. 
Die Information muss nicht unbedingt am 
15. Februar 2023 da sein. Wir reden hier von sie-
ben Wochen, die die Unternehmen brauchen, in 
diesem beschriebenen Massenmarkt, das heißt IT-
Rechnungssysteme zu programmieren, das ist ein 
erheblicher Aufwand, insbesondere für die Unter-
nehmen, die IT-Dienstleister in Anspruch nehmen 
müssen. Das heißt in diesem Fall: Kein Verzicht 
auf die Informationspflicht, aber eben auf das 
feste Datum. Zweiter Punkt: Synchronisieren Sie 
die Regeln bei Gas, Wärme und Strom! Wir haben 
gute Erfahrungen gemacht, und das kann man 
auch mal sagen, dass das, was Sie mit dem De-
zemberabschlag und der Soforthilfe auf den Weg 
gebracht haben, funktioniert. Das Geld ist bei den 
Unternehmen angekommen, die Auszahlung be-
ziehungsweise die Nicht-Einziehung des Abschla-
ges funktioniert. Analog zu dieser Soforthilfe kann 
man sowohl die Preisbremsen bei Strom als auch 
bei Gas organisieren. Das heißt, gleiches Verfah-
ren, gleiche Ansprechpartner, gleiche Beauftragte, 
gleiche Antragsportale. Warum das überall unter-
schiedlich sein muss für Unternehmen, die ver-
schiedene Kunden haben, im Mehrspartenbereich 
unterwegs sind, das ist völlig unklar. Es verunsi-
chert doch einfach nur. Dritter Punkt: Ist schon 
mehrfach angesprochen, Folgen der beihilferecht-
lichen Unsicherheiten, die sind ja nicht unerheb-
lich. Nicht nur für die Industrie, sondern auch für 
die Energieversorger. Die müssen, mögliche Fol-
gen müssen von der staatlichen Stelle abgearbeitet 
werden, nicht von der Energiewirtschaft! Wir kön-
nen das nicht! Vierter Punkt: Keine Sonderregel! 
Ich verstehe ja, das ist ja hier bei manchen Ein-
gangsstatements auch schon besprochen worden, 
kann man noch mehr Sozialpolitik, noch mehr 
Gerechtigkeit, Grundkontingent, Sparanreize, 
kann man das unterbringen? Ich kann das nach-
vollziehen, aber ich sage Ihnen, es wird nicht 
funktionieren. Wir sind in einem Massenmarkt. 
Das heißt: Keine weiteren Sonderregeln! Wir kön-
nen die Verbrauchergruppen nicht klar abgrenzen. 
Wir wissen nicht, wer hinter dem Zählpunkt 
wohnt. Ist es der reiche Chefarzt, Single, Villa, 

Pool? Können wir uns alles vorstellen. Oder die 
Familie mit fünf Kindern? Wir wissen es nicht. 
Ehrlich gesagt, wir wollen es auch nicht wissen. 
Es geht uns nämlich einfach nichts an. Also „keep 
it simple“, Mitteilungen, Berichte können im 
Zweifel auch im Nachgang noch erfolgen. Schließ-
lich der letzte Punkt, dass ist die Abrechnung: Im 
Augenblick ist vorgesehen, eine kalendarische Ab-
rechnung vorzunehmen. Wir verstehen aber gar 
nicht, was das soll. Die Kunden haben unter-
schiedliche Lieferzeiträume. Wenn Sie sich ihre 
eigenen Verträge anschauen, dann haben Sie viel-
leicht einen Vertrag von März bis März, oder von 
Juli bis Juli. Aber warum wir jetzt auf das Kalen-
derjahr gehen sollen, das macht überhaupt gar kei-
nen Sinn. Deswegen der Vorschlag: Abrechnung 
nach Lieferzeiträumen, nicht nach dem Kalender-
jahr. Und so haben wir es in Stellungnahmen und 
Ihnen ja auch zukommen lassen, viele Vorschläge, 
wie man es einfacher gestalten kann. Ich kann Sie 
wirklich nur inständig bitten, wenn Sie wollen, 
dass diese Preisbremse im März 2023 funktioniert 
und wir nicht mit einer Erwartungshaltung der 
Bevölkerung zu tun haben, wo am Ende diese Ent-
lastung nicht ankommt, dann müssen Sie es für 
die, die es umsetzen müssen, einfach gestalten, 
sonst wird es nicht funktionieren! Das Wichtigste 
ist ja, dass das Geld und diese Entlastungen an-
kommen. Da wird ja auch seitens der Industrie, 
seitens der Wirtschaft, aber eben auch seitens der 
Kundinnen und Kunden und des Verbrauchers 
deutlich gemacht, wie dringend es ist, dass die 
Entlastung ankommt. Aber nehmen Sie eben auch 
diejenigen mit, die es auch umsetzen müssen. Ma-
chen Sie es einfach! 

Der Vorsitzende: Danke. Ich höre gerade, dass wir 
nicht sicher sind, ob Herr Kotré von der Fraktion 
der AfD in der Konferenz ist. An den würde die 
nächste Frage gehen. Ist denn jemand von der 
AfD-Fraktion zugeschaltet? Das kann ich nicht er-
kennen. Falls sich noch jemand meldet, käme er 
danach an die Reihe. Nun Herr Lenkert bitte. 
Nein, Entschuldigung, nun für die FDP-Fraktion 
Herr Kruse. 

Abg. Michael Kruse (FDP): Nicht Herr Lenkert 
von der FDP. Herzlichen Dank für das Wort, Herr 
Vorsitzender. Meine Fragen gehen an Prof. Dr. 
Hennig Vöpel. Ich würde darum bitten, insbeson-
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dere das Thema Mitnahmeeffekte und auch Dyna-
misierung noch einmal etwas tiefer zu erläutern. 
Da ging es ja konkret darum, ob wir beim Kontin-
gent noch etwas ändern. Und dann auch die 
Frage, ob es einen weniger scharfen Übergang von 
dem regulierten Bereich in den wettbewerblichen 
Bereich gibt? 

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dr. Vöpel bitte. 

SV Prof. Dr. Hennig Vöpel (cep): Vielen Dank für 
die Frage. Frau Andreae hat zu Recht gesagt, dass 
es sich hier um einen Massenmarkt handelt, das 
ist unbestritten, glaube ich. Dennoch dürfen wir 
nicht aus den Augen verlieren, dass hier sozusa-
gen die Gefahr von Mitnahmeeffekten, von Miss-
brauch besteht. Und zwar nicht mit Bezug auf den 
Massenmarkt, sondern was die Versorger angeht. 
Wir wissen, dass dieser Markt doch relativ wettbe-
werbsträge ist, abrechnungstechnisch sehr kom-
pliziert. Deshalb ist es, glaube ich, wichtig, dass 
wir hier sozusagen strategisches Verhalten ver-
meiden, denn das ginge zu Lasten dann nicht der 
Verbraucher, die werden ja sozusagen subventio-
niert, sondern des Staates und der Steuerzahler. 
Deshalb halte ich diese Frage der Mitnahmeeffekte 
und des Missbrauchs für sehr wesentlich. Wie 
kann man das verhindern? Ich denke, was disku-
tiert wird, Obergrenzen einzuführen, hat in einem 
solchen Markt immer das Problem, dass sich der 
Wettbewerb koordiniert auf diese Obergrenze. Das 
heißt, es gibt eine Konvergenz hin zu dieser Ober-
grenze, wenn man sie politisch nennt, dann wird 
sie auch ausgefüllt, wird sie realisiert. Das ist, 
glaube ich, eine Gefahr. Man kann das tun, um 
den eklatanten Missbrauch zu verhindern. Ich 
denke, es ist dann aber wichtig, begleitende, wett-
bewerbsfördernde Maßnahmen unbedingt noch 
mit zu implementieren. Auch, was immer wieder 
diskutiert wird, ist der Zeitpunkt, zu dem die Gas-
preisbremse endet. Da gibt es in der Literatur viel 
dazu, ob es sinnvoll ist, den Zeitpunkt bewusst 
unbestimmt zu lassen oder den Endzeitpunkt der 
Gaspreisbremse zu kommunizieren. Das könnte 
auch ein wettbewerbsförderndes Element sein, 
das man bewusst die Verträge über diesen End-
zeitpunkt hinaus schließt und damit eben auch 
eine Verantwortung der Verbraucher implemen-
tiert. Dynamisierung: Ja, ich halte das in der Tat 
für wichtig, dass man diese Unstetigkeit, die das 
Problem von Anreiz- und von Mitnahmeeffekten 

darstellt, behebt. Ich kann mir vorstellen, dass 
man hier noch einmal stärker subventioniert, also 
sozialpolitisch noch einmal stärker reingeht, dann 
aber für geringere Kontingente. Achtzig Prozent ist 
doch, wenn wir uns das vor Augen führen, für 
viele Haushalte relativ viel, weil es eben auch auf 
diesem sozialpolitischen Auge blind ist. Es gibt 
eben größere Haushalte, wo die Einsparpotentiale 
noch vorhanden sind. Hier könnte man nachjus-
tieren, das wäre eine Möglichkeit auch dann, über 
60 Prozent beispielsweise Übergänge zu schaffen 
zum Marktmechanismus. Da können wir uns eine 
Differenzpreissubventionierung vorstellen. Dass 
der Staat sagt, zwischen 60 und 80 Prozent über-
nehme ich die Hälfte der Differenz zu meinetwe-
gen zehn Cent. Das wäre möglich, wäre, glaube 
ich, auch abrechnungstechnisch keine wesentlich 
komplexere Lösung. Man würde dann eben 
50 Prozent des Differenzpreises übernehmen. Das 
würde aus meiner Sicht auch ex ante das Risiko 
einer akuten Verschlechterung der Situation ver-
teilen, fair verteilen. Die Leute können sich darauf 
einstellen, können Verhaltensanpassungsmaßnah-
men vornehmen. Und das wäre eine sinnvolle 
Dynamisierung der Gaspreisbremse, ohne dass 
man die 60 Prozent dann sozialpolitisch antasten 
muss. 

Der Vorsitzende: Danke, jetzt ist die Fraktion 
DIE LINKE. dran. Herr Lenkert bitte. 

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender, vielen Dank an die Sachver-
ständigen. Meine Frage geht an Prof. Dr. Dullien. 
Wie schätzen Sie die Möglichkeiten ein, die Gas-
preis-Bremse kurzfristig beziehungsweise mittel-
fristig sozial gerechter auszugestalten? Welche 
Schritte wären dafür notwendig? 

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dr. Dullien bitte. 

SV Prof. Dr. Sebastian Dullien (IMK): Ganz herzli-
chen Dank, Herr Lenkert, für die wichtige Frage. 
In der Diskussion um eine Höchstgrenze bei der 
Förderung, was einer der wichtigen Punkte wäre 
neben einer Mindestgrenze, um das sozialer aus-
zugestalten, wurde jetzt wiederholt darauf hinge-
wiesen, dass eine solche technisch nicht umsetz-
bar sei, weil die Versorger einfach die Daten nicht 
haben, wie viele Haushalte, beziehungsweise wie 
viele Menschen sich dahinter verbergen würden. 



  

 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

   
 

20. Wahlperiode Protokoll der 44. Sitzung 
vom 6. Dezember 2022 

Seite 20 von 33 

 
 

Wie Frau Andreae es eben gesagt hat, die Versor-
ger wissen nicht, ob sie es bei einem Anschluss 
mit einem Mehrfamilienhaus oder einer Villa mit 
Pool zu tun haben. Dem ist natürlich so, das 
stimmt. Die Frage ist allerdings, ob man nicht we-
nigstens ein Mindestmaß an Daten auch kurzfris-
tig erheben könnte, insbesondere wenn die Ener-
giekrise länger dauert, wenn man rationieren 
muss, oder so etwas. Dann ist es vielleicht sinn-
voll zu wissen, ob ich da eine Villa oder ein Mehr-
familienhaus vor mir habe. Wir haben in unserem 
IMK Policy Brief ein administrativ sehr einfaches 
Verfahren vorgeschlagen, um zumindest jetzt 
schnell, pauschal eine Höchstgrenze einzuführen. 
Unser Vorschlag ist, dass man pauschal eine Ober-
grenze von 25.000 Kilowattstunden für alle An-
schlüsse einführt, die die Versorger unmittelbar 
umsetzen. Das dürfte eigentlich nicht so aufwen-
dig sein. Und in einem zweiten Schritt würde 
diese Obergrenze für all jene Anschlüsse wieder 
aufgehoben, die einfach gegenüber dem Versorger 
erklären, dass sie ein Mehrfamilienhaus an die-
sem Anschluss dran haben. Dann würde der Ver-
sorger das eben nachträglich auch so in Rechnung 
stellen. Der Missbrauch würde dadurch verhin-
dert, dass stichprobenartig geprüft wird, ob das 
stimmt. Und die, die Falschangaben gemacht ha-
ben, die würden dann einfach strafrechtlich ver-
folgt. Mieterinnen und Mieter in Mehrfamilien-
häusern würde man einen Anspruch auf die Ent-
lastung gegenüber dem Vermieter geben, unabhän-
gig davon, ob der das selber geltend macht. Von 
daher wäre dann auch die Verantwortlichkeit klar. 
De facto hätten wir so eine Obergrenze nur noch 
für die Haushalte, die viel Gas verbrauchen und in 
Einfamilienhäusern wohnen. Denn das sind tat-
sächlich die Haushalte, wo diese reichen Großver-
braucher sind, das wäre nach unseren Zahlen, die 
wir aus der Einkommens-Verbrauchs-Stichprobe 
haben, sehr zielgenau, denn im obersten Einkom-
mensklientel haben wir 6,3 Prozent der Haushalte, 
die in dieser Gruppe sind mit mehr als 25.000 Ki-
lowattstunden. Und im Einfamilienhaus bei den 
untersten Einkommen sind es weniger als ein Pro-
zent. Das Verfahren wäre administrativ sehr ein-
fach umsetzbar. Verzögerungen in der Umsetzung 
wären relativ unproblematisch, weil man das ein-
fach denn rückwirkend rechnen könnte und die 
Betriebskostenabrechnung der Mietshäuser ja 
ohne hin nicht immer zeitnah gemacht werden 
kann, sondern mit einem gewissen Nachlauf 

kommt. Das Ganze würde öffentliche Mittel spa-
ren, je nach Obergrenze zwischen 800 Millionen 
und drei Milliarden Euro. Man könnte jetzt sagen, 
das ist nicht so relevant in der gesamten Größen-
ordnung, aber man sollte jetzt doch schon 
schauen, dass man auch das Geld nicht einfach 
überall zum Fenster rauswirft. Bei allem Verständ-
nis für die Versorger, wir haben ja schon davon 
gehört, dass die das möglicherweise alles nicht so 
hinbekommen, mir ist eigentlich nicht verständ-
lich, warum man selbst so ganz einfache Regeln 
nicht umsetzen können sollte. Wenn wir in die 
europäischen Nachbarländer schauen, dann haben 
ganz viele Länder jetzt Preiseingriffe vorgenom-
men. Und Dinge, die so ähnlich funktionieren wie 
unsere Gaspreisbremse, haben wir in Ländern 
vom Norden mit Estland bis relativ weit im Süden 
mit Kroatien. Und warum Länder wie Estland und 
Kroatien, warum die Versorger es in diesen Län-
dern hinkriegen, aber wir in Deutschland nicht, 
das verstehe ich ehrlich gesagt nicht. Wenn das 
daran liegt, dass bei uns die Versorger der Mei-
nung sind, als Privatunternehmen haben sie keine 
gemeingesellschaftliche Aufgabe mehr, dann muss 
man sich vielleicht überlegen, inwieweit das 
Marktdesign das richtige war für so eine solche 
Grundversorgung. Ganz herzlichen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke. Damit sind wir mit der 
ersten Runde zu Ende und kommen zu der zwei-
ten. Das heißt drei Minuten für Frage und Ant-
wort. Die erste Frage geht an die SPD, Herr 
Gremmels bitte. 

Abg. Timon Gremmels (SPD): Meine Frage richtet 
sich an Frau Prof. Dr. Dr. Weber. Sie hatten ja ein-
gangs schon einmal etwas zum Thema der sozia-
len Ausgewogenheit der Gaspreisbremse und der 
Möglichkeit von Obergrenzen und Mindestkontin-
genten gesprochen. Zumindest die Obergrenze 
war ja auch von der Gaspreis-Kommission gefor-
dert worden. Vielleicht können Sie das noch ein-
mal ausführen, die Vor- und Nachteile dessen und 
vielleicht auch noch einmal eine Bewertung abge-
ben, weil der VKU hat ja in seinem Eingangsstate-
ment gesagt, man solle solche sozialpolitischen 
Regeln nicht in einem solchen Gesetzespaket ver-
ankern. Vielleicht können Sie das auch noch ein-
mal aus Ihrer Sicht wissenschaftlich bewerten. 
Danke schön. 
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Der Vorsitzende: Frau Prof. Dr. Dr. Weber bitte. 

SV Prof. Dr. Dr. Isabella M. Weber (Department of 
Economics University of Massachusetts Amherst): 
Herr Vorsitzender, vielen Dank. Da kann ich mich 
direkt der Vorrede von Herrn Dullien anschließen. 
Ich sehe die Machbarkeit im Grund genauso wie 
sie von Herrn Dullien dargelegt wurde. Ich 
möchte noch einmal unterstreichen, dass eine 
Situation, in der wir nicht wissen, ob eine Villa 
oder ein Mehrfamilienhaus hinter einem Gasan-
schluss ist, in einem Kontext von einer drohenden 
Gasmangellage und einem weiterhin in Europa 
herrschenden Krieg der direkt die Versorgung von 
Gas betrifft, aus meiner Sicht, keine haltbare Situ-
ation ist. Deswegen ist diese Verbesserung der Da-
tenlage sowohl sozialpolitisch geboten als auch 
mit Blick der Vorbereitung auf eine von uns allen 
nicht erhoffte und hoffentlich ausbleibende Ver-
schärfung der Krise. Deswegen möchte ich dafür 
plädieren, dass sich die Gaspreisbremse dyna-
misch, das Wort ist ja auch schon ein paarmal ge-
fallen, über die Zeit anpasst und wir sozusagen 
eine Smart-Gaspreisbremse haben, die über die 
Zeit besser wird, sodass, selbst wenn jetzt erst ein-
mal das Gebot der Schnelligkeit alleroberste Prio-
rität haben muss und so schnell wie möglich die 
Gaspreisbremse umgesetzt werden muss, wir uns 
trotzdem nicht damit zufrieden geben, dass sie 
eine soziale Schieflage eingebaut hat in der gegen-
wärtigen Ausgestaltung. Warum ist es wichtig, 
dass die Gaspreisbremse sozial gerecht ist? Die 
Gaspreisbremse ist zu dem zentralen Kriseninstru-
ment in der gegenwärtigen Situation geworden. 
Und diese Situation ist, die eine enorme soziale 
Sprengkraft hat. Deswegen ist die soziale Ausge-
wogenheit in der Ausgestaltung, meiner Ansicht 
nach, politisch von einer enorm großen Bedeu-
tung. Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, 
dass ein Mindestkontingent zum Beispiel von 
6.000 Kilowattstunden auch zu einem niedrigeren 
Preis zum Beispiel von acht Cent sozialpolitisch 
sehr positiv zu bewerten wäre, da es sich damit 
um ein progressives Element handeln würde, da 
im Durchschnitt Haushalte mit niedrigerem Ein-
kommen auch einen niedrigeren Verbrauch haben 
und insofern von diesem Mindestkontingent zu 
einem niedrigeren Preis stärker profitieren wür-
den, da deren Durchschnittspreis stärker fallen 
würde. Ein solches Mindestkontingent ließe sich 
über die gleiche Methode, wie die von Herrn 

Dullien dargelegt wurde, für die Obergrenze mit 
erfassen. Danke schön. 

Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank. Die 
nächste Frage geht an die CDU/CSU, Herr 
Dr. Lenz bitte. 

Abg. Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): Danke Herr 
Vorsitzender. Meine Frage richtet sich an Herrn 
Dr. Terton vom ZDH. Sie haben ja vorher schon 
auf den Bemessungszeitraum der entsprechenden 
Mengen 70 Prozent, 80 Prozent ausgeführt. Auch 
der DEHOGA (Deutscher Hotel- und Gaststätten-
verband e.V.) kritisiert ja den Bemessungszeit-
raum. Meine Frage an Sie wäre jetzt die: Können 
Sie Fälle aus der Praxis schildern, die das noch 
einmal klarer machen? Haben Sie entsprechende 
Lösungsansätze? Die zweite Frage an Sie: Es geht 
um die Härtefallregelung und hier um die 
Holzpellets, um Flüssiggas und Heizöl sowie de-
ren entsprechende Berücksichtigung. Können Sie 
hier auch Lösungsansätze zeigen und noch einmal 
die Bedeutung für den Mittelstand und die Unter-
nehmen aufzeigen? Herzlichen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke, Herr Dr. Terton bitte. 

SV Dr. Constantin Terton (ZDH): Vielen Dank für 
die Fragen. Was ich ausgeführt habe zu dem pan-
demiebedingten Rückgang in der Produktion und 
im Gasverbrauch, da liegen uns in der Tat Zahlen 
vor. Ich will mal ein Beispiel aus dem Textilreini-
ger-Handwerk anführen. Dort gab es in Corona-
Zeiten einen Rückgang von 71,3 Prozent im Gas-
verbrauch im Verhältnis von 2021 zu 2019, so-
dass, wenn wir 2021 als Grundlage nehmen, wir 
eine erhebliche Verwerfung haben. Das Gleiche 
haben wir natürlich in Bereichen, die gerade den 
Zulieferbereich haben, für das Lebensmittelhand-
werk, für die Gastronomie, für die Hotellerie, die 
geschlossen waren, sodass wir hier den histori-
schen Verbrauch nicht nehmen können. Uns 
schwebt dabei vor, dass wir entweder, damit das 
beihilferechtlich gedeckt ist, a) ein Differenzial 
bilden aus einer Differenz aus 2021 und 2019 und 
diesen Differenzgasverbrauch dann auf 1/12 um-
rechnen und auf die Monatsgrundkontingente an-
rechnen. Also das würde auf jeden Fall helfen, 
hier die Verwerfungen aus der Corona-Zeit abzu-
bilden, denn sonst würden die Betriebe, die schon 
unter Corona-Bedingungen gelitten haben, bei der 
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Gaspreis-Bremse wieder die Leidtragenden sein. 
Das ist die eine Geschichte zum Bemessungszeit-
raum. Zu dem Stichwort Öl, Holz-Pellets: In der 
Tat, wir haben erhebliche Substitutionseffekte. 
Das war ja auch geradezu von der Politik geboten, 
als die Preise in die Höhe gingen. Wie substituie-
ren wir? Auch gerade das ganze Thema mit den 
Pellets. Die fallen natürlich momentan in den 
Bremsen raus, das müsste man in den Härtefall-
richtlinien oder in den Härtefallregelungen, die ja 
auch Gegenstand der Ministerpräsidentenkonfe-
renz am Donnerstag sein werden, nachziehen. 
Auch hier, Ramona Pop hat ja schon in die Rich-
tung argumentiert, müssten wir auf jeden Fall se-
hen, dass wir die Preissteigerungen, die nicht 
mehr von den Betrieben zu tragen sind, abfedern 
und entsprechend durch Kontingentierung oder 
auch durch entsprechende Rückerstattungen von 
diesen Preissteigerungen abfedern. Danke schön. 

Der Vorsitzende: Danke, die nächste Frage geht an 
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Herr 
Janecek bitte. 

Abg. Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank Herr Vorsitzender. Meine Frage rich-
tet sich an Herrn Prof. Dr. Löschel und bezieht 
sich auf die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men und die Entlastung der Unternehmen, die 
notwendig ist. Sie haben ja zu Recht betont, dass 
wir Energieeinsparungen brauchen. Energieein-
sparungen im Bereich Gas helfen uns auch, die 
Preise niedrig zu halten. Auf der anderen Seite 
stabilisieren wir natürlich jetzt den Preis auf 
einem zweieinhalbfachen Niveau vor Krieg. Das 
heißt, wir haben einen Wettbewerbsnachteil ge-
genüber den USA und anderen geopolitischen 
Räumen. Die Frage stellt sich natürlich auf der 
einen Seite jetzt, wie schaffen wir mehr Effizienz 
durch den Gasweiterverkauf? Ist das ein geeigne-
tes Instrument zwischen den Unternehmen, dann 
zu mehr Effizienz zu kommen, dass das Gas dahin 
kommt, wo es hingehört? Ist die Arbeitsplatzerhal-
tungspflicht der angemessene Rahmen und auch 
die EBITDA-Regelungen, 40 Prozent? Da bekom-
men wir aus der Wirtschaft Signale, dass das zum 
Teil kontraproduktiv sein kann? Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke, Herr Prof. Dr. Löschel 
bitte. 

SV Prof. Dr. Andreas Löschel (Ruhr-Universität 
Bochum): Ich glaube, das ist ein ganz wichtiger 
Punkt, noch einmal zu betonen, dass wir tatsäch-
lich in großen Verwerfungen sind. Die wahr-
scheinlich auch über längere Zeit anhalten. Ich 
glaube, man muss sich vor dem Hintergrund vor 
Augen führen, dass die Preisdifferenzen bei Gas 
eben nicht nur ein Jahr bestehen werden, sondern 
über eine längere Frist und dass das auch wirklich 
bedeutet, man muss sich auch langfristig überle-
gen, wie sichert man tatsächlich die Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen. Auf der anderen Seite 
haben wir gehört, ist klar, wir brauchen die Preis-
signale so gut wie möglich. Und wir haben eben 
auch gehört, dass diese Preissignale unterschied-
lich zusammen kommen in diesen verschiedenen 
Mechanismen. Das heißt, bei den Haushalten, da 
ist es recht klar, über diese Belastungen, über die 
Freigrenzen, Pauschalen plus den dann entspre-
chenden Preisen, die noch wirken. Bei den Unter-
nehmen braucht man ein Pendant dazu. Und das 
Pendant ist die Weiterverkaufsmöglichkeit von 
Gas, weil das eben sicherstellt, dass die Unterneh-
men sozusagen den Schattenpreis, den Marktpreis 
tatsächlich auch sehen in ihren wirtschaftlichen 
Aktivitäten und dann sich danach ausrichten wer-
den und eben nicht an dem Gaspreis, der ir-
gendwo subventioniert da ist. Also ich glaube, das 
sind ganz wichtige Mechanismen, die man wirk-
lich nach vorne stellen muss, die versuchen, ge-
nau das aufzufangen, diese Unwucht, die es sonst 
geben würde in dem Mechanismus für die Unter-
nehmen. Genauso, wie im Übrigen, was wir ge-
rade gehört haben, die Besteuerung bei den Haus-
halten, sozusagen die Belastungswirkung etwas 
abfedert. Also das ist ganz zentral. Und dann eben 
die Frage, wie werden die Unternehmen sonst 
noch betroffen. Ich glaube, das haben wir gerade 
gehört, dass man natürlich aufpassen muss, dass 
man hier nicht zu restriktiv ist. Also, es wurde ge-
rade schon das Thema Boni/Dividenden disku-
tiert. Ich glaube, da muss man dann tatsächlich 
schauen, setzt man sich hier langfristig auch in 
schlechtere Wettbewerbspositionen, wenn man 
hier agiert und schafft man hier andere Anreize, 
falsche Anreize sozusagen für Unternehmen, für 
Unternehmer, für Gesellschafter, die dann eben 
nicht mehr das eigene Wohl in den Vordergrund 
stellen, nicht mehr das Wohl ihres Unternehmens. 
Also, deswegen ist auch das eine gute Regelung, 
die jetzt geplant ist. 
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Der Vorsitzende: Danke. Jetzt geht die Frage an 
die AfD, Herr Kotré? 

Abg. Steffen Kotré (AfD): Meine Frage geht an 
Herrn Prof. Dr. Söllner. Sie haben ja schon einige 
Kritik geübt, und wie schaut es aus mit der Kritik 
im Detail? Gäbe es Alternativen? 

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dr. Söllner bitte, bitte 
näher an das Mikro gehen. Vorhin waren Sie 
schlecht zu verstehen. Danke. 

SV Prof. Dr. Fritz Söllner (TU Ilmenau): Vielen 
Dank für die Frage. Kritik möchte ich im Detail 
vielleicht wie folgt üben. Zum einen die Frage, die 
schon einmal angeklungen ist, die Ungleichbe-
handlung zwischen Erdgas und Erdöl bei der 
Preisbremse, wobei das eigentlich sogar noch ek-
latanter ist als man es auf den ersten Blick meinen 
möchte. Denn wir haben ja das paradoxe Ergebnis, 
dass der Einsatz von Erdöl dann subventioniert 
ist, wenn er nicht direkt zu Heizzwecken dient, 
sondern indirekt, nämlich wenn damit Fern-
wärme erzeugt wird. Die Wärme-Preisbremse ist ja 
nicht an die Art des Energieträgers gekoppelt, son-
dern gilt grundsätzlich, egal ob ich diese Wärme 
erzeuge mit Gas, mit Öl, mit sonst irgendwas. Das 
ist eine doch eklatante Ungerechtigkeit. Es zeigt 
wieder einmal, dass solche Eingriffe in den Markt 
an anderer Stelle andere Ungerechtigkeit erzeu-
gen. Dann zweiter Detailpunkt: Die Frage der Be-
steuerung. Zum einen fällt natürlich auf, warum 
müssen die Entlastungen hier bei Gas- und Wär-
mepreis-Bremse besteuert werden? Auf der ande-
ren Seite bei der Strompreis-Bremse nicht? Das ist 
das Erste. Dann: Zweitens aus finanzwissenschaft-
licher Sicht besonders bemerkenswert ist die An-
knüpfung im Rahmen der Einkommenssteuer an 
den Solidaritätszuschlag. Das eine hat mit dem 
anderen überhaupt nichts zu tun. Entweder bin 
ich der Meinung, dass diese Entlastungsbeträge 
die steuerliche Leistungsfähigkeit erhöhen, dann 
müssen sie eben grundsätzlich versteuert werden. 
Und ich bin der Meinung, dass sie die steuerliche 
Leistungsfähigkeit nicht erhöhen, dann müssen 
sie ebenso grundsätzlich nicht versteuert werden. 
Aber das, was jetzt hier vorgeschlagen wurde, das 
entspricht sozusagen einer Art doppelter Progres-
sion. Ich habe einerseits die „normale Progres-
sion“ durch den Steuertarif, andererseits habe ich 
auch bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage 

jetzt so ein progressives Element drin. Und das ist 
steuersystematisch vollkommen unhaltbar und 
widerspricht auch dem Grundsatz der Gleichmä-
ßigkeit der Besteuerung und dem Grundsatz der 
Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit. Also, zu 
den möglichen Alternativen, sehe ich, wird es ein 
bisschen knapp. Aber das nur vielleicht als Stich-
wort. Ich würde mich vor solchen direkten oder 
wie hier indirekten Eingriffen in den Markt und 
das Preissystem sehr in Acht nehmen und würde 
eher für direkte Transfer-Zahlungen plädieren 
wollen. Danke schön. 

Der Vorsitzende: Danke Die nächste Frage an die 
FDP für Herrn Kruse, bitte. 

Abg. Michael Kruse (FDP): Herzlichen Dank. Ich 
würde gerne noch einmal Frau Andreae fragen, 
welche weiteren Vorschläge für kurzfristige, preis-
dämpfende Maßnahmen Sie vorschlagen? Das 
Zweite ist: Das würde ich gerne noch einmal 
Herrn Prof. Dr. Vöpel fragen: Wie könnte denn ei-
gentlich der Übergang in ein mittelfristiges Re-
gime aussehen? Denn wir haben ja jetzt die Situa-
tion, dass wir kurzfristige Maßnahmen ergreifen, 
die natürlich auch eine Auswirkung darauf haben. 
Und wir haben hier einen Übergang, der sich wie-
derum sicher auch schwierig gestaltet hin zu mit-
telfristigen Instrumenten. Danke. 

Der Vorsitzende: Frau Andreae bitte. 

SV Kerstin Andreae (BDEW): Vielen Dank für die 
Frage. Ich würde kurzfristig sagen, das was mit 
den Preisbremsen vorgeschlagen ist, also im März 
2023 eine rückwirkende Erstattung für Januar und 
Februar 2023, und dann geht es über in die Preis-
bremsen. Kann funktionieren, wenn Sie es syn-
chronisieren zwischen den Preisbremsen Strom, 
Gas und Wärme. Wenn man sich orientiert an den 
Maßnahmen, die im Gasabschlag in der Sofort-
hilfe oder Dezember-Hilfe gemacht worden sind. 
Das ist das, was in der Gas-Kommission ja auch 
im Wesentlichen dann erarbeitet und entwickelt 
wurde. Und das kann funktionieren. Das ist die 
kurzfristige Maßnahme. Zu allen Vorschlägen, die 
jetzt auch seitens der Wissenschaft im Hinblick 
auf die sozialpolitischen Belange in den Blick ge-
nommen wurden: Die Energieversorger machen 
keine Sozialpolitik! Das können wir nicht, das 
müssen andere Institutionen machen, dazu gibt es 
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staatliche Institutionen. Sie haben bei den Härte-
fall-Möglichkeiten natürlich ausreichend Möglich-
keiten, tatsächlich die zu erreichen, die Sie errei-
chen müssen. Im Hinblick, wenn ich das noch sa-
gen darf, bevor die Zeit weg ist, zu den anderen 
Ländern. In Frankreich zum Beispiel wird dieses 
ganze System analog oder ähnlich einer Mehr-
wert-Steuersenkung gemacht. Da haben Sie dann 
überhaupt gar keinen Sparanreiz. Also ein biss-
chen muss man sich entscheiden zwischen dem, 
was man will; und wenn man es einfach machen 
will verbunden mit einem Sparanreiz, dann soll-
ten Sie aufhören, noch weitere sozialpolitische 
Maßnahmen in diese Preis-Bremse reinzubringen. 
Danke. 

Der Vorsitzende: Danke, noch eine Minute für 
Herrn Prof. Dr. Vöpel. 

SV Prof. Dr. Hennig Vöpel (cep): Vielen Dank 
Herr Vorsitzender. Wichtiger Aspekt, es handelt 
sich hier um einen Schock, von dem wir anneh-
men müssen, dass er sich nicht vollständig wird 
zurückbilden können. Das heißt, kurzfristig ist es 
natürlich richtig, verbrauchsseitig, nachfrageseitig 
zu helfen. Aber wir wissen heute, dass das kein 
Dauerinstrument ist, sondern wir müssen jetzt be-
reits kurzfristige Maßnahmen mit mittelfristigen 
Maßnahmen verbinden. Und das hat natürlich mit 
der Angebotsseite zu tun. Das heißt, wir müssen 
jetzt sozusagen verstärkt in die Transformation 
einsteigen. Und das, was wir kurzfristig tun, darf 
das, was wir mittelfristig tun müssen, natürlich 
nicht bremsen, nicht aufhalten. Sondern im Ge-
genteil, das, was wir heute tun, muss eigentlich 
den Übergang schaffen. Und es ist völlig klar, dass 
wir sozusagen mit Blick auf die Haushalte, aber 
natürlich vielleicht noch wichtiger oder genauso 
wichtig, auf die Industrie, auf die Wirtschaft, jetzt 
angebotsseitig Versorgungsstabilität zu wettbe-
werbsfähigen Preisen sicherstellen. 

Der Vorsitzende: Danke. Für DIE LINKE. Herr 
Lenkert bitte. 

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE). Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Meine Frage geht an Prof. Dr. 
Dullien. Bisher profitieren nur Haushalte mit Gas- 
beziehungsweise Fernwärmeheizung von den 
Preisbremsen. Ist dies gerechtfertigt? Oder sollte 
der Gesetzentwurf durch weitere Maßnahmen 

flankiert werden, sodass auch Haushalte entlastet 
werden, die mit Öl, Kohlestrom, Holzpellets et 
cetera heizen? Wenn ja, wie könne das möglichst 
unbürokratisch erfolgen? 

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dr. Dullien bitte. 

SV Prof. Dr. Sebastian Dullien (IMK): Ganz herzli-
chen Dank für die Frage. Es ist richtig, dass auch 
Haushalte mit Öl- und Pelletheizung von den 
Preissteigerungen betroffen sind. Allerdings die 
absehbaren Preissteigerungen, die sich für Gas ab-
gezeichnet haben, weil die ja noch nicht ganz um-
gelegt sind. Gas hat ja lange Vertragslaufzeiten. 
Die waren bei Erdgas eben schon ein Stück drama-
tischer als bei Heizöl oder Pellets. Die Termin-
preise für Heizöl liegen heute für das nächste Jahr 
etwa doppelt so hoch wie 2019, also im letzten 
Jahr vor der Corona-Krise und der russischen In-
vasion. Für Erdgas zeichnete sich im Herbst 2022 
ein Anstieg auf das Vier- bis Fünffache ab, beim 
aktuellen Großhandelspreis auf das Drei- bis Vier-
fache. Das ist einfach etwas anderes als eine Ver-
doppelung. Die Gaspreisbremse, wenn man sich 
das anschaut, dämpft den Anstieg der Heizrech-
nung für Gashaushalte auf etwas mehr das Dop-
pelte. Also auf das Niveau, was wir auch beim 
Erdölheizungshaushalten gesehen haben. Bei den 
Holzpellets hatten wir einen kurzen Höhenflug im 
Herbst, sind aber jetzt wieder auf dem Niveau, das 
etwa dem Zweieinhalbfachen, maximal des Vor-
krisenniveaus entspricht. Also, wir waren nach 
unseren Zahlen jetzt bei 500 Euro pro Tonne, vor 
Corona waren wir bei 225 Euro etwa. Nun mag es 
noch Haushalte geben, die übermäßig belastet 
sind trotz der Preisbremsen, aus sozialen Grün-
den. Wenn man dieser Meinung ist, wäre es aus 
meiner Sicht allerdings zielführender für alle 
Haushalte, noch einmal nachzulegen als zum Bei-
spiel mit einer neuen Energiepreispauschale, die 
steuerpflichtig ist, wie wir es schon einmal hatten, 
oder über einen neuen Kinderbonus. Da könnte 
man eben diesen Grundsockel der Belastung für 
alle Haushalte abdecken, egal bei welcher Heizart. 
Aber tatsächlich, bei Gas ist es eben besonders. 
Und darum ist es sinnvoll, sich darauf zu fokus-
sieren. Ich habe zuletzt doch noch eine Bemer-
kung zu Frau Andreae, weil Sie gerade auf mich 
direkt eingegangen sind. Sie haben das Beispiel 
Frankreich angeführt, das man es da anders ge-
macht hat. Ja, Frankreich ist ein Beispiel, wo man 
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es anders gemacht hat. Darum habe ich auch nicht 
Frankreich genannt, sondern hier Estland und 
Kroatien. Es gibt eine Vielzahl von Ländern in 
Europa, die es unterschiedlich gemacht haben. Es 
gibt eben welche, die auch diese Großgrenzen ein-
geführt haben. Und da finde ich es schon einmal 
interessant zu wissen, warum eigentlich diese 
Versorger in diesen Ländern so viel besser zu sein 
scheinen oder flexibler als unsere Versorger. Ich 
kann da nur empfehlen, wir haben eine Serie mit 
kleinen Publikationen, Länder-Studien aus den 
einzelnen Ländern bei uns mit der Arbeiterkam-
mer Wien zusammen, wo man sehen kann, wel-
ches Land was gemacht hat. Und da kann man 
sich auch anschauen, welche Länder da einfach 
ein Stück besser waren. Herzlichen Dank. 

Der Vorsitzende: Ich bedanke mich auch. Die 
nächste  Frage für die SPD stellt Herr Bergt. 

Abg. Bengt Bergt (SPD): Schönen guten Tag in die 
Runde, liebe Abgeordnete, Gäste und Fachleute. 
Vielen Dank, dass Sie sich heute hier zur Verfü-
gung stellen. Ich habe zwei Fragen, die sich an 
den DGB richten. Nummer eins wäre an Herrn 
Moch die Frage zum Thema der Arbeitsplatzerhal-
tungspflicht. Gerade eben wurde von über die 
Boni-/Dividendenregelung und ein mögliches 
Opt-in/Opt-out eingegangen. Würden Sie viel-
leicht dazu noch einmal ein paar Sachen sagen. 
Wird das vielleicht einen Schlupflochcharakter 
bekommen? Beziehungsweise, wie bewerten Sie 
das insgesamt von Seiten des DGB? Eine zweite 
Frage wäre: Wie die Belastung für die Betriebe 
und der Industrie einzuordnen ist, oder die Ent-
lastung in diesem Falle, gerade in Bezug auf eine 
Härtefall-Regelung die notwendig werden könnte 
und gegebenenfalls mit Bezug auf den TCF-Fonds 
(Temporary Crisis Framework? Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Herr Moch bitte. 

SV Frederick Moch (DGB): Vielen Dank. Also 
zum Thema Boni, da haben wir uns eng an dem 
orientiert, was auch die Kommission, die Gas-
preis-Kommission empfohlen hat. Ich denke, 
wichtig ist, dass wir uns konzentrieren auf die Ar-
beitsplatzerhaltungspflicht als primäres Instru-
ment, um die Zahlungen aus der Gaspreisbremse 
auch an den Standorterhalt zu koppeln. Dazu 

hatte ich vorhin auch etwas ausgeführt. Zur Härte-
fall-Regelung: Also natürlich wird es auch Unter-
nehmen geben, die im Moment nicht unter diese 
Regelung fallen. TCF ist angesprochen worden. 
Auch wir unterstützen, dass man sich nochmal 
das Thema Obergrenze anschaut. Das ist nichts, 
was der Bundestag regeln kann, da ist die Bundes-
regierung gefragt, auch in Brüssel dafür zu wer-
ben, diese Regelung so auszuweiten, dass es da-
rum geht, industrielle Wertschöpfung in Deutsch-
land zu stärken und auch die Wertschöpfungsket-
ten, die wir haben, beginnend bei der Grundstoff-
industrie zu sichern, auch die damit verbundenen 
Arbeitsplätze. Härtefallregelungen werden trotz-
dem gebraucht. Da soll es ja Vorschläge geben, 
insbesondere auch für den Bereich KMU. Die lie-
gen noch nicht vor. Es wird Zeit, dass da im Prin-
zip auch nachgelegt wird. Und das gleiche gilt 
auch für die Härtefallregelung für die Haushalte. 
Das ist in dem Zusammenhang natürlich auch 
wichtig, weil es Haushalte geben wird, die auch 
bei der zugesagten Verdoppelung des Preisniveaus 
im Vergleich zum Vorkrisenniveau nicht mitkom-
men. Und auch dort wird es notwendig sein, mit 
einer Härtefallregelung diese Lücken zu schließen 
für diejenigen, die das nicht stemmen können. 
Danke schön. 

Der Vorsitzende: Danke die nächste Frage geht an 
die CDU/CSU, Herr Helfrich bitte. 

Abg. Mark Helfrich (CDU/CSU): Vielen Dank Herr 
Vorsitzender. Meine Frage geht an den VKU, an 
Herrn Liebing. Für die Energiepreisbremsen sind 
zum 1. Januar 2023 die Entlastungen für größere 
RLM-Kunden (Kunden mit registrierender Leis-
tungsmessung) und ab März 2023 die Entlastung 
für die Standardlastprofil-Kunden (SLP-Kunden), 
also Haushalte und kleineres Gewerbe vorgese-
hen. Sind die Fristen für Stadt und Gemeinden zu 
schaffen, ist die enthaltene Rückwirkung insbe-
sondere diese Rückwirkung für SLP-Kunden für 
Januar und Februar 2023 praktikabel? Dann würde 
mich interessieren, die Frage: Sollten Änderungen 
des Grundpreises bei Erdgas weiterhin möglich 
sein; ist die Grundpreisfixierung ein notwendiges 
Mittel gegen den Missbrauch der Preisbremse? 
Letzter Punkt: Zu den beihilferechtlichen Gren-
zen: Können Stadtwerke und Versorger die Prü-
fung leisten? 
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Der Vorsitzende: Danke, Herr Liebing bitte. 

SV Ingbert Liebing (VKU): Vielen Dank Herr Ab-
geordneter für die Frage. Diese Konstruktion, wie 
sie jetzt im Gesetzentwurf steht mit der Rückwir-
kung, ist ein vernünftiger Kompromiss. Wir haben 
von Anfang an deutlich gemacht, dass nichts vor 
dem ersten März umsetzbar ist, weil eben die Vor-
bereitung dieser Kontingentlösung hoch komplex 
ist, eine Umstellung in den IT-Systemen erfordert 
und die IT-Branche selber sagt: „Wir haben hohen 
Zeitbedarf“. Und deswegen ist das schon ambitio-
niert, dies alles entsprechend umzusetzen. Auch 
die Umsetzung für die RLM-Kunden ab Januar 
2023 ist hoch ambitioniert und erfordert entspre-
chenden Zeitbedarf. Da es sich da allerdings um 
die nachträgliche Abrechnung im Februar 2023 
für Januar 2023 handelt, ist auch das noch akzep-
tabel. Aber es geht immer nur unter der Prämisse, 
dass es keine weiteren Verschärfungen gibt, keine 
zusätzlichen weiteren Auflagen. Und das, was 
jetzt diskutiert wurde, an noch einmal weiteren 
Differenzierungen 60 Prozent, 60 bis 80 Prozent, 
80 Prozent und mehr, noch eine zusätzliche Kate-
gorie einzuführen oder weitere sozialpolitische 
Differenzierungen, wie groß ist denn ein Haushalt, 
wie viele Personen leben in einem Haushalt, ist 
das ein Mehrpersonen-Haushalt oder ist das die 
Millionärsvilla mit ihrem Pool, das alles würde, 
wenn man das in das System einführen wollte, 
das System zum Kollabieren bringen. Und das ist 
nicht mehr praktikabel. Was den Grundpreis an-
belangt, halten wir es für notwendig, dass Anpas-
sungen, die jetzt schon erfolgt sind, die bekannt 
gegeben worden sind, die umgesetzt worden sind, 
die den Kunden schon mitgeteilt worden sind, 
dass diese Erhöhungen jetzt nicht noch einmal 
rückabgewickelt werden müssen. Wir haben halt 
unterschiedliche Regelungen, wir haben beim 
Strom einen Bestandsschutz im Gesetz, aber bei 
Gas und Wärme eben nicht. Das würde bedeuten, 
dass die Anpassung im Grundpreis rückabgewi-
ckelt werden müssen. 

Der Vorsitzende: Danke Herr Liebing, ihre Zeit ist 
abgelaufen. Die nächste Frage geht an Frau Dr. 
Nestle. 

Abg. Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Ganz herzlichen Dank. Es wurde 

am Anfang so ganz nebenbei gesagt, dass es not-
wendig sei, eine andere Auszahlungsmöglichkeit 
zu schaffen für künftige Krisen, ich glaube, unter 
anderem Herr Moch, Sie hatten das gesagt? Wenn 
Sie da noch einmal kurz ein bisschen was dazu er-
läutern könnten, welche Probleme uns das vom 
Hals halten könnte, wie so etwas aussehen 
könnte? Dann würde ich die Frage auch noch an 
Herrn Löschel geben. Vielleicht auch noch ver-
bunden mit der Frage, ob bei den Umständen, die 
wir jetzt haben, unser Konstrukt und der Weg 
einigermaßen stimmen? 

Der Vorsitzende: Herr Moch bitte. 

SV Frederick Moch (DGB): Vielen Dank für die 
Frage. Also, wir haben ja hier und nicht zuletzt 
auch in der Gas-Kommission dieses Thema der 
Obergrenzen intensiv diskutiert. Die Gewerkschaf-
ten finden das grundsätzlich sympathisch. Aber 
wir sehen auch die administrativen Herausforde-
rungen. Deshalb, so ein Instrument zu schaffen, 
auf das sich ja die Bundesregierung auch schon in 
diesem Frühjahr, glaube ich, im Rahmen des 
zweiten Entlastungspakets geeinigt hat, das steht 
aus: Wir halten es für notwendig, dass es dazu 
auch und relativ schnell gesetzliche Regelungen 
gibt, die dann hier im Bundestag beraten werden 
können. Das heißt, die Möglichkeit zu schaffen, 
auch personenbezogen Geld überweisen zu kön-
nen, da gibt es ja finanzadministrative Herausfor-
derungen, die im Moment im Bundesfinanzminis-
terium vorliegen und geklärt werden sollen. Wir 
würden anraten, dass das schnell passiert, denn 
wir wissen nicht, wie lange diese Energiekrise 
geht. Es kann sein, dass es notwendig sein wird, 
noch einmal nachzulegen bei den Entlastungen. 
Das dann auch sozial ausdifferenziert machen zu 
können, wäre über so einen Ansatz möglich. Auch 
künftig möglicherweise bei Konjunkturkrisen. 
Auch da wäre so ein Instrument dann einfach und 
zielgenau machbar umzusetzen. Danke schön. 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Prof. Dr. Löschel. 

SV Prof. Dr. Andreas Löschel (Ruhr-Universität 
Bochum): Vielleicht als Ergänzung. Wir haben ja 
die Diskussion eigentlich schon seit 2019, wo wir 
über das Klimageld gesprochen haben und bei 
ganz vielen Themen zwischendrin. Es wurde im-
mer darauf verwiesen, dass das ganz schwierig ist. 
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Es gibt aber konkrete Vorschläge, wie man das ma-
chen kann. Die Abschätzung ist ungefähr sechs 
Monate, wo man eben sagt, das geht darum, die 
Steuer-ID, die Kontonummer zusammenzubrin-
gen, bestehende Auszahlungswege über Familien-
kassen oder Rentenkasse zu nutzen und das jetzt 
einfach mal anzugehen. Das bedeutet, man 
braucht eigentlich für die Gaspreisbremse in der 
Beziehung auch tatsächlich ein Enddatum, weil 
wir eben in ein anderes System reingehen. Wir 
wollen, was viel gerechter ist, es wurden ja viele 
Gerechtigkeitsfragen aufgeworfen, und ich glaube, 
da muss man jetzt parallel dazu wirklich auch viel 
mehr Druck machen und das auch ein bisschen 
verbindlicher machen. Das wir das nicht weiter 
nach vorne schieben, und jetzt müssen wir, glaube 
ich, akzeptieren, dass es ein paar Unwuchten gibt. 
Und, ich glaube, die Unwuchten hat man versucht 
anzugehen, in anderen Kontexten, also die Ober-
grenzendiskussion aus meiner Sicht wird ange-
gangen über die Frage der Besteuerung. Also, 
wenn das steuerpflichtig wird, dann wird eben da 
schon eine Unwucht weggenommen. Die Unter-
grenzendiskussion wird aufgefangen durch all die 
anderen Maßnahmen, die es ja gibt augenblicklich 
und die eben dann hilft, besonders Betroffenen 
hier entsprechend Unterstützung zu geben. 

Der Vorsitzende: Vielen Dank, die nächste Frage 
an die AfD, Herr Kotré. 

Abg. Steffen Kotré (AfD): Meine Frage geht wieder 
an Herrn Prof. Dr. Söllner. Können Sie uns noch 
ein paar Ausführungen machen hinsichtlich der 
steuerrechtlichen Bewertung, das ist bei Ihnen an-
geklungen? Aber, was ist da im Detail? 

Der Vorsitzende: Danke, Prof. Dr. Söllner bitte. 

SV Prof. Dr. Fritz Söllner (TU Ilmenau): Also, ich 
habe vorhin schon das Wesentliche gesagt. Ich 
kann versuchen, das noch etwas näher auszufüh-
ren, wenn es gewünscht ist. Wie gesagt, die Frage 
der Besteuerung dieser Gaspreis-, überhaupt die-
ser Energiepreisbremsen, da gibt es sicher gute 
Gründe dafür, ganz klar, das möchte ich gar nicht 
bestreiten. Nur was ich aber nicht nachvollziehen 
kann, ist diese Ungleichbehandlung. Warum be-
steuere ich die Entlastungsbeträge bei Gas und 
Wärme, und warum besteuere ich sie nicht beim 

Strom? Also, da sehe ich keinen Grund, hier un-
terschiedlich vorzugehen, das ist das Eine. Das 
Zweite, wo ich auch als Finanzwissenschaftler er-
hebliche Probleme habe, ist dieses Anknüpfen an 
den Solidaritätszuschlag. Ich meine, der Solidari-
tätszuschlag, ob der gezahlt wird oder nicht, hat ja 
mit der Frage, ob diese Entlastungsbeträge besteu-
ert werden sollen oder nicht, rein überhaupt 
nichts zu tun. Wenn ich sie besteuern will, gut, 
dann muss ich sie einfach in die Bemessungs-
grundlage reinnehmen. Und wenn ich das nicht 
will, dann bleiben sie eben genauso grundsätzlich 
draußen. Also das sind, wie gesagt, meine zwei 
Kritikpunkte: Erstens diese Ungleichbehandlung 
Strom und der anderen Energien. Und zweitens 
dieses Anknüpfen an der Steuerpflicht, am Soli-
daritätszuschlag. 

Der Vorsitzende: Danke. Die nächste Frage geht an 
Herrn Kruse von der FDP. 

Abg. Michael Kruse (FDP): Ich würde gerne noch 
eine Frage an Herrn Prof. Dr. Vöpel richten. Und 
zwar die Frage: Wie der Energiemarkt insgesamt 
jetzt noch wettbewerbsintensiver unter den gege-
benen Bedingungen wird. Und welche Instru-
mente sehen Sie noch? Vielleicht können Sie da-
rauf noch einmal eingehen in der verbliebenen 
Zeit. Danke. 

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dr. Vöpel bitte. 

SV Prof. Dr. Hennig Vöpel (cep): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Wichtige Frage aus meiner 
Sicht, das ist mehrfach angeklungen. Wir sind 
eigentlich doch in der relativ beklagenswerten Si-
tuation, dass wir die Instrumente, die wir für effi-
zient halten, nicht umsetzen können. Also ich 
glaube, wir können in vielerlei Hinsicht Märkte 
effizienter machen, auch die Antwort auf Krisen 
effizienter machen, indem wir die Datenbasis stär-
ken, auch infrastrukturell, technisch einige Anfor-
derungen an zukünftige Krisen auch jetzt wirklich 
in den Blick nehmen. Ich will das Beispiel 
„Smart-Metering“ anführen, das Beispiel Estland 
ist gefallen. Die sind einfach weiter, die können 
einfach sozusagen klügere Instrumente implemen-
tieren, das ist auch in punkto Wettbewerb und 
Krisenmanagement absolut erforderlich. Das hat 
jetzt unmittelbar nichts mit der Gaspreisbremse zu 
tun, ist aber, glaube ich, hier Konsens, dass wir da 
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einen großen Sprung nach vorne machen müssen. 
Es kann nicht sein, dass wir sozusagen relativ 
simple, aber nicht wirklich zielgenaue Instru-
mente implementieren müssen, weil nichts ande-
res geht. Konzeptionell ginge nämlich deutlich an-
deres. Zweiter Punkt, andere Instrumente halte 
ich für einen wichtigen Punkt. Alter Klassiker aus 
der Wirtschaftspolitik, die Tinbergen-Regel: Wenn 
ich mehrere Ziele habe, brauche ich mehrere In-
strumente. Also zu glauben, wir könnten jetzt mit 
der Gaspreisbremse auch wirklich alles erschla-
gen, wäre falsch und wäre auch irreführend. Ich 
glaube, wir können hier vielleicht etwas mit der 
Gaspreisbremse erreichen, was wir dann auch 
flankieren können. Also wenn es sozialpolitisch 
nicht zielgenau genug ist, dann kann man über 
Härtefallfonds und dergleichen eben nachjustie-
ren. Also nicht in simplen Instrumenten oder in 
einem Instrument denken, sondern hier auch 
Ziele genau definieren und die Instrumente da-
nach schärfen. Soviel vielleicht. 

Der Vorsitzende: Danke. Jetzt Herr Lenkert von 
der Fraktion DIE LINKE. bitte. 

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.): Vielen Dank. 
Meine Frage geht wieder an Prof. Dr. Dullien. Hal-
ten Sie die getroffenen Regelungen insbesondere 
im Paragraph 27, Missbrauchs-Verbot, für ausrei-
chend, um Mitnahmeeffekte seitens der Lieferan-
ten zu unterbinden? Oder sollte die Bundesregie-
rung zusätzliche Maßnahmen ergreifen? Wäre 
diese Regelung gegebenenfalls auch langfristig ge-
eignet, Wucherpreisen vorzubeugen? 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Prof. Dr. Dullien 
bitte. 

SV Prof. Dr. Sebastian Dullien (IMK): Ganz herzli-
chen Dank für die Frage. Also grundsätzlich geht 
der von Ihnen genannte Paragraph in die richtige 
Richtung. Der schafft eine sinnvolle Rechtsgrund-
lage, um einen Teil der Mitnahmeeffekte und des 
Missbrauchspotentials abzugrenzen. Das Problem 
ist, dass wir aus der Erfahrung mit anderen Geset-
zen, anderen Subventionen oder auch aus dem 
Steuerrecht immer wieder die Erfahrung haben, 
dass wir vorab nicht genau wissen, welche Form 
ein Missbrauch am Ende haben wird. Ich erinnere 
einmal an den Cum Ex Skandal, das hat sich 

wahrscheinlich keiner beim Gesetzeschreiben ge-
dacht, dass sich damit jemand einmal gezahlte 
Körperschaftssteuer zweimal erstatten lassen 
könnte. Möglicherweise gibt es hier auch wieder 
ein paar unschöne Gestaltungsmöglichkeiten. 
Gestern stand zum Beispiel im Spiegel+, dass, 
wenn ein Haushalt weiß, dass er mehr als 20 Pro-
zent spart, dann hat man jetzt individuell einen 
Anreiz, in einen teureren Tarif zu wechseln, beim 
gleichen Anbieter, weil dann der Betrag, den man 
überwiesen bekommt, dass der Rabatt höher aus-
fällt und man deswegen mit weniger Einsparung 
dann quasi seine Gasrechnung auf Null senken 
kann. Weniger, das geht nicht mit dem Gesetz, 
was auch sehr gut ist. Das heißt, man kann sich 
jetzt irgendetwas im Extremfall suchen, man wird 
sicherlich das wählen, wo der Arbeitspreis, wenn 
es so etwas gibt, ein Euro pro Kilowattstunde be-
trägt, so in der Art. Das hilft übrigens nicht nur 
dem individuellen Haushalt, sondern auch dem 
Unternehmen, das so etwas anbietet, weil, das 
kriegt ja jetzt dann, was es noch verkauft an die-
sen Haushalt, es zu diesem höheren Arbeitspreis. 
Da ist die Frage, wie geht man da ran? Grundsätz-
lich ist die Möglichkeit zur Gewinnabschöpfung 
durch das Bundeskartellamt hier gut. Aber die 
Frage ist, ob das ausreicht. Denn das Bundeskar-
tellamt muss von sich aus handeln. Und möglich-
erweise gibt es auch das ein oder andere, was man 
hier machen kann, was nicht darunter fällt. Und 
darum wäre es aus meiner Sicht sinnvoll, hier 
noch einmal auch über die Übergewinnsteuer bei 
Versorgungsunternehmen nachzudenken. Also 
wenn man bei einem Versorgungsunternehmen in 
dieser Phase, wo so subventioniert wird, einen 
starken Anstieg der Gewinne sieht, ob man da 
nicht etwas abschöpfen sollte. Übrigens, so etwas 
würde auch den Anreiz nehmen, solch einen 
Missbrauch zu machen oder auch die Preise zu 
treiben, denn den Unternehmen wäre ja bewusst, 
dass sie einen Teil davon an den Fiskus abgeben 
müssten. Also, das wäre eine Diskussion, die hier, 
glaube ich, noch einmal geführt werden müsste; 
aber möglicherweise nicht im Rahmen dieses Ge-
setzes. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Die nächste 
Frage geht an Frau Dr. Scheer, bitte. 

Abg. Dr. Nina Scheer (SPD): Vielen Dank. Meine 
Frage geht an Frau Prof. Dr. Dr. Weber. Und zwar, 



  

 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

   
 

20. Wahlperiode Protokoll der 44. Sitzung 
vom 6. Dezember 2022 

Seite 29 von 33 

 
 

gleich zwei. Einmal, wie Sie die Weiterverkaufs-
möglichkeit von Gasmengen und auch entspre-
chende Folgewirkungen, auch die da diskutierte, 
mit Blick auf Arbeitsplätze und dergleichen ein-
schätzen? Auch, wie Sie die Boni-Regelungen be-
werten und ob Sie da Veränderungsvorschläge bei 
beiden genannten Punkten hätten. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Frau Prof. Dr. Dr. Weber bitte. 

SV Prof. Dr. Dr. Isabella M. Weber (Department of 
Economics University of Massachusetts Amherst): 
Vielen Dank für diese wichtige Frage. Ich möchte 
darauf hinweisen, dass es bei der Gaspreisbremse 
für Unternehmen letztlich darum geht, eine Ba-
lance zu finden zwischen einerseits der Stabilisie-
rung der Grundfesten der deutschen Wirtschaft 
und der makroökonomischen Lage und anderer-
seits des Gasspargebotes. Ich glaube, dass in dem 
vorliegenden Gesetzentwurf diese Balance relativ 
gut gefunden wird. Es wird ein Ausschluss von 
Negativsalden vorgesehen, was dazu führt, dass 
Unternehmen eben nicht sich dafür bezahlen las-
sen können, dass sie im letzten Jahr einen Gasan-
schluss hatten, was eine Mindestmarge definieren 
würde, die eine Stilllegung befördern würde. Inso-
fern gilt letztlich für einen Teil der größer ist als 
die dreißig Prozent ein voller Marktpreis. Würde 
man diese Negativsaldenregelung aufheben und 
den Marktpreis voll durchwirken lassen, wäre aus 
meiner Sicht die Balance zwischen Stabilisierung 
und Spargebot nicht gefunden. Ich möchte auch 
darauf verweisen, dass im Bericht der Gaspreis-
Kommission das Substitutionsprodukt der Bun-
desnetzagentur vorgeschlagen wurde als ein zu-
sätzliches Instrument, das den Fuel-Switch beför-
dern kann und dass es auch jetzt bereits das Re-
gelenergieprodukt der Bundesnetzagentur gibt, 
was Möglichkeiten zu gezielten Rückkäufen bietet 
und damit sozusagen gezielte Sparanreize ermög-
licht. Eine Ausweitung des Verkaufs am Markt 
darüber hinaus sehe als nicht zielführend in die-
sem Kontext. Was die Frage der Konditionalisie-
rung angeht, so denke ich, ist die Empfehlung des 
Haushaltsausschusses zu begrüßen. Gleichzeitig 
sind die Bedenken, die von Herrn Rolle angespro-
chen wurden, natürlich ernst zu nehmen. Deswe-
gen würde ich dafür plädieren, eine Rückführung 
von Krisengewinnen vorzusehen, denn die Logik 
der Gaspreisbremse ist ja diejenige, dass die Kri-

senkosten, die aufgrund der explodierten Gas-
preise entstanden sind, den Unternehmen abge-
nommen werden. Sollte es trotz dieser krisenhaf-
ten Situation zu einer Situation kommen, in der 
Unternehmen Über-, Zufalls- oder Krisengewinne 
erwirtschaften können, so wäre es logisch, diese 
Krisengewinne dann entsprechend zurückzufüh-
ren als eine Rückerstattung der erhaltenen Sub-
ventionen, nicht als eine Besteuerung. 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Jung für die 
CDU/CSU bitte. 

Abg. Andreas Jung (CDU/CSU): Herr Vorsitzen-
der, sehr geehrte Damen und Herren. Ich habe 
eine Frage an Herrn Liebing. Genau genommen 
sind es zwei Fragen. Erster Punkt: Frau Andreae 
hat vorher darauf hingewiesen, es sei notwendig, 
die beiden Bremsen Strom und Gas zu synchroni-
sieren in ihrer Umsetzung. Sehen Sie das auch so? 
Und welches sind die Punkte, wo, wenn ja eine 
Synchronisierung notwendig wäre? Zweitens ist 
angesprochen worden die Frage, wie Missbrauch 
verhindert werden kann bei schwarzen Schafen 
unter den Versorgern. Wie kann es gelingen, eine 
angemessene Regelung zu finden und tatsächlich 
Missbrauch zu verhindern, aber auch schnell 
Klarheit zu schaffen? Man braucht ja schnell Klar-
heit, wo eine Erhöhung angegriffen wird, damit 
alle Beteiligten wissen, woran sie sind. Reicht da 
eine Gesetzesregelung? Was ist darüber hinaus nö-
tig, um solche Verfahren schnell zum Abschluss 
zu bringen? 

Der Vorsitzende: Danke, Herr Liebing bitte. 

SV Ingbert Liebing (VKU): Vielen Dank. Zur ers-
ten Frage: Ich stimme Frau Andreae völlig zu, 
dass hier eine Synchronisierung notwendig ist. 
Die beiden wichtigsten Punkte, wo wir die Not-
wendigkeit sehen, dass die drei Preisbremsen von 
Strom, Gas und Wärme vereinheitlicht werden, 
sind zum einen die Informationspflichten. Im Be-
reich Gas gibt es eine flexible Formulierung, da 
heißt es, dass die Endkunden möglichst bis zum 
15. Februar 2023, spätestens bis zum 1. März 2023 
informiert werden sollten. Bei Strom und Wärme 
ist es aber fix der 15. Februar 2023. Und das be-
deutet, dass die Versorger schon Anfang Februar 
2023 alle Systeme fertig haben müssen, um diese 
Informationspflicht zu gewährleisten. Hier halten 
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wir es für notwendig, dass die Regelung bei Strom 
und Wärme analog Gas flexibilisiert wird. Der 
zweite Punkt betrifft den Grundpreis. Im Strombe-
reich ist eine Regelung enthalten, dass all die An-
passungen, die bis zum 25. November 2022 erfolgt 
sind, auf den Weg gebracht worden sind, dass 
diese Bestandsschutz haben. Das gilt aber im Mo-
ment noch nicht bei Gas und Wärme. Auch hier 
halten wir es für notwendig, dies entsprechend 
flexibel wie beim Strom vorzunehmen. Erhöhun-
gen vom Grundpreis haben ja auch nichts mit 
Missbrauchsprävention zu tun. Was den Miss-
brauch anbelangt, enthält das Gesetz mehrere Ver-
schärfungen, die Deckelung von Boni, aber eben 
auch die Vorschrift, dass ungerechtfertigte Erhö-
hungen, und die sind an Kriterien im Gesetz ge-
bunden, verboten werden. Die Beweislastumkehr 
in kartellrechtlichen Verfahren ist auch ein schar-
fes Schwert. Dies halten wir alles für richtig und 
für sinnvoll, für notwendig. Leichter wäre noch 
eine Umkehr gewesen, jetzt erfolgt eine Subventi-
onierung auf einen bestimmten Cent-Satz pro Ki-
lowattstunde. Wenn man gesagt hätte, wir subven-
tionieren um einen bestimmten Cent-Betrag, dann 
wäre der Wettbewerb noch aufrechterhalten wor-
den, der jetzt ja bei dem Grundkontingent nicht 
mehr besteht. Und Wettbewerb ist immer die 
beste Form von Missbrauchsprävention. Vielen 
Dank. 

Der Vorsitzende: Danke. Frau Dr. Nestle bitte. 

Abg. Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Danke. Zwei kurze Fragen. Einmal 
an den ZDH, Herrn Dr. Terton. Sie hatten gerade 
gesagt, dass Sie die Zusammenfassung mehrerer 
Entnahmestellen eines Betriebs gerne erhalten se-
hen wollen. Einmal die Rückfrage: Also wenn ich 
das richtig sehe, aus Umsetzbarkeitsgründen geht 
das nur dann, wenn diese Entnahmestellen beim 
gleichen Energieversorger sind, sonst kriegen wir 
das einfach nicht hin. Wollen Sie es trotzdem, 
und befürchten Sie hier nicht eine Ungleichbe-
handlung von Betrieben, die jetzt beim gleichen 
Versorger sind mit ihren verschiedenen Entnah-
mestellen und anderen, die es nicht sind, und 
dass es dann zu Unfrieden führt? Dann würde ich 
gerne Herrn Dr. Rolle noch einmal kurz fragen: 
Wir haben jetzt mehrmals gehört, es wird auch 
mittelfristig nicht ganz einfach mit den Preisen. 

Entscheidend ist also, dass wir günstigere Erzeu-
gungstechnologien, also die erneuerbaren Ener-
gien reinbekommen. Können Sie einmal sagen, 
welche Bedeutung das für die Industrie hat, dass 
tatsächlich der Ausbau der erneuerbaren Energien 
bei Strom und dann in Folge auch Gas tatsächlich 
schnell vorangeht und nicht selbst von der Infla-
tion getroffen wird? Danke. 

Der Vorsitzende: Danke, die erste Frage ging an 
Herr Dr. Terton. 

SV Dr. Constantin Terton (ZDH): Vielen Dank für 
die Frage. Wir haben natürlich auch eine gewisse 
Praktikabilität im Auge, also dass das zumindest 
bei einem Versorger ist. Also ein Kunde, die Idee 
wäre, dass der dem Versorger mitteilt, seine Kun-
dennummer, seine Entnahme-Zählernummer und 
dass man dann so eine Aggregation für eine Kun-
denbeziehung zusammenfasst. Das ist eigentlich 
das Ziel. Natürlich ist das auch unter Umständen 
eine Verwerfung, wenn es jetzt über mehrere Ver-
sorger geht. Aber ich glaube, so realistisch muss 
man sein, dass man das wahrscheinlich nicht hin-
kriegen würde. 

Der Vorsitzende: Danke, Herr Dr. Rolle. 

SV Dr. Carsten Rolle (BDI): Vielen Dank. Ja, mit-
telfristig sehen wir den Ausbau der Erneuerbaren 
ganz zentral. Die Elektrifizierung, die vor uns 
steht, braucht ein ganz anderes Tempo beim Aus-
bau der Erneuerbaren. Und das heißt, bei steigen-
den Preisen natürlich auch, dass Fördersätze ent-
sprechend angepasst werden müssen. Das gehört 
zusammen. Das ist vor allen Dingen etwas, was in 
der mittleren und längeren Frist hilft. Bei der jetzt 
ganz unmittelbaren Krise, dieser und im nächsten 
Winter, ist das Thema Fuel-Switch ein ganz zent-
rales. Dabei ist eben schon von Frau Weber das 
Substitutionsinstrument der Gas-Kommission ge-
nannt worden, was noch nicht umgesetzt ist. Das 
würde helfen, Investitionsanreize auch von Gas zu 
Öl beispielsweise zu setzen und damit kurzfristig 
Entlastung zu schaffen. Ein zweites ergänzendes 
Instrument, was noch nicht angesprochen worden 
ist, was auch nicht bislang aufgegriffen wurde, ist 
die Toleranzband-Problematik. Kurz beschrieben: 
Unternehmen, die Verträge haben, die unter-
schiedliche Mengen zulassen innerhalb eines be-
stimmten Bandes, haben heute kein Interesse, von 
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sich aus innerhalb dieser Bänder zu sparen, weil 
sie nämlich nichts davon haben. Die Mehrerlöse 
fallen nur beim Versorger an. Das könnte man 
leicht lösen, ähnlich wie man es beim Paragra-
phen 50g des EnWG gelöst hat, das kostet den 
Steuerzahler keinen Cent, wäre einfach nur ein 
Novellierungseingriff, die Mehrerlöse aus dem 
Verkauf des teuren Gases auf Verbraucher und 
Versorger in irgendeiner geeigneten Form zu ver-
teilen. Härtefallregelung: Auch der Punkt ist von 
uns ergänzend vorgeschlagen worden, ist bis jetzt 
nur auf KMU beschränkt, das ist mit der einen 
Milliarde sicherlich auch sehr knapp. Und es ist 
nicht verständlich, warum das nicht auch für 
Großunternehmen gelten soll. Danke schön. 

Der Vorsitzende: Danke, als nächstes Herr Kotré 
bitte. 

Abg. Steffen Kotré (AfD): Herr Prof. Dr. Söllner, 
wir haben es ja hier mit dem vorliegenden Geset-
zespaket durchaus auch wieder mit Elementen 
planwirtschaftlicher Eingriffnahme zu tun. Wie in 
jeder planwirtschaftlichen Eingriffnahme gibt es 
natürlich dann immer das Problem des Miss-
brauchs und auch der Kontrolle. Wie sehen Sie 
das, wie ist das mit diesem Gesetzespaket hier ab-
gedeckt, dass missbräuchliche Benutzung ausge-
schlossen ist? Was gibt es eigentlich noch für 
Sparanreize, wenn hier hoch subventioniert wird? 
Wobei man künstlich natürlich vorher den Preis 
auch hochgeschraubt hat. Wie verhalten sich 
diese Dinge? 

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dr. Söllner bitte. 

SV Prof. Dr. Fritz Söllner (TU Ilmenau): Vielen 
Dank für die Frage, Herr Kotré. Nun, jeder Eingriff 
in den Preismechanismus, sei er direkt oder wie 
in diesem Fall indirekt, zieht erfahrungsgemäß, 
das hat ja die ganze wirtschaftspolitische Ge-
schichte gezeigt, immer irgendwelche anderen 
Folgemaßnahmen und Zusatzmaßnahmen nach 
sich. Also hier beispielsweise die ganze Preisauf-
sicht, Missbrauchsaufsicht, Arbeitsplatzerhal-
tungsgebot und so weiter und sofort. Das führt zu 
zusätzlichen Problemen, wie beispielsweise jetzt, 
dass alle Preiserhöhungen im Laufe des Jahres 
2023 vom Bundeskartellamt genehmigt werden 
müssen, Beweislastumkehr und so weiter und so-

fort. Großer Eingriff in den Markt, in die unterneh-
merische Handlungsfreiheit. Und trotz alledem 
wird man nicht jeden Missbrauch verhindern kön-
nen. Das ist illusorisch, sich allein nur dieses Ziel 
zu setzen, den Missbrauch vollkommen zu verhin-
dern. Also, wenn man solche Preiseingriffe macht 
und machen will, dann muss man mit einem ge-
wissen Maß an Missbrauch leben. Das ist gar nicht 
zu verhindern. Deswegen die Alternative, die ich 
vorhin schon erwähnt hatte. Ich würde es aus ver-
schiedenen Gründen für wesentlich sinnvoller 
halten, statt dieser großflächigen Subventionie-
rung wirklich gezielt vorzugehen und direkte 
Transfers an die wirklich Bedürftigen zu zahlen 
im Bereich der Haushalte und auch im Bereich 
der Unternehmen und dann Anpassungsbeihilfen, 
Überbrückungsbeihilfen zu gewähren, um wirk-
lich nur die Härtefälle abdecken zu können. Das 
wären meine Vorschläge gewesen, vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke, Herr Kruse für die FDP. 

Abg. Michael Kruse (FDP): Ich würde gerne Herrn 
Prof. Dr. Vöpel noch einmal fragen und zwei As-
pekte beleuchten. Das eine ist das Thema Min-
dest- oder Festfrieren der Grundpreise- Wäre es 
hier nicht sinnvoller, eine Art Mindestpreis oder 
Mindestbasispreis festzulegen, damit es im Be-
reich der Grundpreise zumindest keine Verzer-
rung gibt zu Lasten derjenigen, die jetzt aktuell 
höhere Grundpreise vereinbart haben. Zweitens: 
Wie beurteilen Sie das Instrument Obergrenzen, 
also Kontingente und Obergrenzen für Kontin-
gente, das ja hier auch schon diskutiert worden 
ist? 

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dr. Vöpel bitte. 

SV Prof. Dr. Hennig Vöpel (cep): Vielen Dank für 
die Frage. Das ist mehrfach angeklungen, wir ha-
ben es hier mit einem Markt zu tun, in dem es na-
türlich um ökonomische Renten geht, in dem es 
ganz viele davon zu verdienen gibt. Und deshalb 
ist die Frage natürlich nach Grundpreis-, Mindest-
preis-Obergrenze. Ich denke, die Obergrenzen 
habe ich schon erwähnt, da bin ich skeptisch, 
weil es eben den Markt koordiniert auf diese 
Obergrenze und es eben dazu führen würde, dass 
die Anbieter sich darauf einigen, implizit einigen. 
Und dagegen wäre ich, dass dadurch zusätzliche 
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Renten oder durch „Rent-Seeking“ sozusagen An-
reize gesetzt werden würden. Nach unten hin 
Mindestpreise festzuschreiben, wäre denkbar aus 
meiner Sicht, weil es, eben wie Sie sagen, Herr 
Kruse, dann bestimmte Versorger und auch natür-
lich in der Folge Verbraucher schützt. Das wäre 
denkbar, nach Oben hin bin ich sehr skeptisch. 
Das würde ich nicht tun, weil es eben dort auch 
sehr stark um wichtige Knappheitssignale geht, 
Marktsignale. Und die brauchen wir, die müssen 
wir für die mittelfristige Versorgungssicherheit 
unbedingt erhalten, weil das durch die Politik na-
türlich nicht ersetzt werden kann. Also, wir brau-
chen zu jedem Zeitpunkt im Grunde, auch was 
sozusagen Terminmärkte angeht, hier volle Preis-
signale, volle Informationssignale von den Märk-
ten. Und es wäre schädlich, wenn die Politik 
diese Preise verzerren würde durch die Einfüh-
rung von Obergrenzen. Und es wäre noch einmal 
ein stärkerer, ein massiverer Eingriff als die Gas-
preisbremse es jetzt schon ist. Wir müssen unter-
scheiden, glaube ich, zwischen sozusagen Eingrif-
fen am Anfang der Wertschöpfungskette des Allo-
kationsprozesses und Korrekturen am Ende. Und 
die Gaspreisbremse ist ausdrücklich darauf ausge-
richtet, am Ende, also nach Marktergebnis Entlas-
tung zu schaffen. 

Der Vorsitzende: Danke als letzte Frage in der 
Runde geht diese an Herrn Lenkert von 
DIE LINKE. 

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.). Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Es ist schon erstaunlich, dass 
man bei einem Marktversagen die Lösung über 
den Markt finden will. Meine Frage geht an Herrn 
Prof. Dr. Dullien. Das IMK warnte davor, dass die 
Industrieförderungen als Winterschlafprämie wir-
ken könnten. Sind in dem vorliegenden Gesetz-
entwurf genügend Instrumente vorhanden, um 
dieser Gefahr zu begegnen? Halten Sie die Kondi-
tionierung für Unternehmen für ausreichend? 

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dr. Dullien bitte. 

SV Prof. Dr. Sebastian Dullien (IMK): Recht herz-
lichen Dank für die Frage. Frau Prof. Dr. Dr. 
Weber hat dazu ja auch schon einiges gesagt. 
Grundsätzlich stimme ich ihr zu, habe aber noch 
ein paar Ergänzungen. Nur damit es klar ist, wo-
rum es geht. Die Sorge war, dass die Subventionen 

zu einer Stilllegungs- oder zu einer Winterschlaf-
prämie werden könnten, indem die Unternehmen 
die Subventionen einstreichen, weil das für sie 
profitabler ist und sie dann die Produktion in 
Deutschland vorübergehend oder sogar ganz her-
unterfahren. Weil es eben profitabler sein könnte, 
die Subventionen einfach als Einnahmen zu ver-
buchen, statt sie dafür zu benutzen, auch unter 
Rentabilitätsdruck zumindest zum Teil die Pro-
duktion mit teurer Energie aufrecht zu erhalten. 
Die Folge, und davor hatten wir Sorge, wäre zum 
einen eine ziemliche Verschwendung öffentlicher 
Mittel, weil man dann Unternehmen subventio-
niert, die hier nicht mehr produzieren, die dafür 
dicke Gewinne ausschütten. Zum anderen die Ge-
fahr erneut gestörter Lieferketten, wie wir es auch 
in der Corona-Zeit und danach gesehen haben. 
Aus meiner Sicht hat der aktuell vorliegende Ge-
setzentwurf die Wahrscheinlichkeit enorm ge-
senkt. Dann in Paragraph 3 Absatz 4 und Para-
graph 7 Absatz 3 wird eine negative Gasrechnung 
ausgeschlossen. Und damit besteht kein Anreiz 
mehr für die Unternehmen, ihren Gasverbrauch 
ganz auf Null zu fahren. Stattdessen ist es nun für 
die Unternehmen profitabler, zumindest einen 
Teil der in der Vergangenheit verbrauchten Ener-
gie auch tatsächlich in der Produktion einzuset-
zen, statt ein vollständiges Herunterfahren der 
Produktion in Kauf zu nehmen und damit nicht 
alle Subventionen einzustreichen. De facto wird 
hier begrenzt, wieviel Gas am Markt weiterver-
kauft werden kann. Wie Frau Weber gesagt hat, ist 
das eine Balance zwischen dem Anreiz zum Gas-
sparen und der Stabilisierung der Wirtschaft. Und 
das scheint hier an der Stelle sinnvoll zu sein. An 
einer Stelle könnte man allerdings noch nachbes-
sern. Ein weiteres wichtiges Element, um so etwas 
zu verhindern, ist natürlich die Verpflichtung zur 
Sicherung von Arbeitsplätzen in Deutschland. 
Und der Grundansatz ist richtig, aber hier ist mir 
nicht ganz klar, warum eigentlich die Beschäfti-
gungssicherung nur bis 2025 geht. Das ist ja rela-
tiv kurz nach dem Auslaufen der Gaspreisbremse. 
Und warum man nicht sagt, wenn man schon die 
Subventionen in Anspruch nimmt, dann muss 
man eben länger die Arbeitsplätze in Deutschland 
sichern. Die Verbesserungen, die hier der Sachver-
ständige Frederick Moch in seiner Stellungnahme 
vorgeschlagen hat, scheinen mir hier sehr sinn-
voll, dass man zumindest sagt, für fünf Jahre müs-
sen diese Arbeitsplätze in Deutschland gesichert 



  

 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

   
 

20. Wahlperiode Protokoll der 44. Sitzung 
vom 6. Dezember 2022 

Seite 33 von 33 

 
 

werden. Ganz herzlichen Dank. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Wir sind damit 
am Ende unserer Fragerunden. Ich möchte mich 
ganz herzlich bei Ihnen bedanken für ihre sach-
kundigen Kommentare und Vorschläge. Es ist 
auch noch einmal deutlich geworden, dass natür-
lich unterschiedlichste Interessen bei dieser gan-
zen Gasbremsendiskussion eine Rolle spielen. 
Und ich glaube, das Wesentliche, was wir beach-
ten sollten, ist natürlich, dass, obwohl wir den 
Menschen ja letztendlich eine Verdoppelung der 
Gaspreise zumuten, auch mit dieser Gaspreis-
bremse, dass wir zumindest deutlich machen, 
dass es sozial gerecht zugeht und dass die Men-
schen das mittragen. Denn sonst bekommen wir 

alle miteinander ein Problem, bei dem was wir da 
tun. Bei dem möchte ich es bewenden lassen. Wir 
haben gleich die nächste Anhörung. Ich bedanke 
mich, dass Sie da waren. Ich gehe davon aus, ich 
habe jetzt gar nicht geschaut, dass der ein oder die 
andere vielleicht auch dableibt und in der nächs-
ten Anhörung uns auch wieder zur Verfügung 
steht. Wenn nicht, dann wünsche ich einen guten 
Nachhauseweg. Und recht herzlichen Dank! 

 

 

 

 

 
Schluss der Sitzung: 15:06 Uhr 
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